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Zu diesem
BUKO-Info
Margit Sturm

Zur Reform der Reform der Reform ...

Kaum ist ein Reformvorhaben einge-
leitet, von umgesetzt kann noch nicht
wirklich die Rede sein, werden bereits
die nächsten Schritte in Angriff ge-
nommen. Das betrifft zB. die Studien-
reform, das Schwerpunktthema dieses
BUKO Info. Während in einigen
Studienrichtungen soeben neue Studi-
enpläne in Kraft getreten sind und an
den anderen Instituten intensiv an Neu-
konzeptionen gearbeitet wird, kommt
der Vorstoß des Ministeriums zur Ein-
führung des Baccalaureats. Aber auch
in anderen Bereichen kommt diese
Methode in Mode. Die Voll-
rechtsfähigkeit soll die Organisations-
reform des UOG 93 weiterführen, die
noch nicht an allen Universitäten im-
plementiert ist und auch im Dienst-
recht wurde bereits bei der Beschluß-
fassung des derzeit geltenden Gesetzes
im Parlament per Entschließungsan-

Kurt Grünewald

Auf Initiative der Wissenschafts-
sprecher der beiden Regierungspartei-
en trugen vierzehn illustre Gäste einem
ebenso illustren Plenum ihre Analysen
und Vorstellungen zum Thema Uni-
versitäten vor. Die Absicht war löb-
lich, besonderer Tiefgang konnte auf-
grund der Organisationsform, der zahl-
reich angeschnittenen Themen und der
auch mit fünf Stunden dafür knapp
bemessenen Zeit allerdings nicht er-
reicht werden. Auch spiegelte, der alt-
ehrwürdige Budgetsaal der bis zum
letzten Sitz gefüllt war, lediglich die
Zahl der geladenen Gäste und weniger
das breite Interesse der Abgeordneten.
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trag eine grundlegende Reform in Aus-
sicht genommen. Es wäre sehr unzeit-
geistig und schnell käme man in Ver-
dacht ein rückständiger Bremser zu
sein, würde man den Prozeß der per-
manenten Reformation an sich in Fra-
ge stellen. Reform ist gleich Bewe-
gung und Veränderung. Die Notwen-
digkeit für Veränderungen und Ver-
besserungen in vielen Bereichen steht
außer Streit. Aber darüber hinaus
scheint der dynamische Wandel eine
der wenigen, alle Bereiche unseres
Gesellschaftssystems erfassenden, und
verbindenden Gemeinsamkeiten ge-
worden zu sein.
Eine Karte beschleunigt das Verän-
derungsspiel noch weiter „der interna-
tionale Vergleich" - der Pagat ultimo
auch bei der geplanten Einführung des
Baccalaureats. Obwohl sich die EU im
Bildungsbereich dem Prinzip der Sub-
sidiarität verpflichtet hat, soll es, wenn
es nach den Wissenschaftsministern
von Deutschland, Frankreich, Italien
und Österreich geht zu Angleichungen
und zur Einführung eines drei-
gliedrigen Studiensystems kommen.
Die sprachliche Verwandtschaft des
englischen bachelor mit dem französi-
schen bachelier und dem deutschen

Eine parlamentarische Enquete
Vorstellungen zu einem neuen Dienstrecht

Mein Vorredner und Vorsitzender der
Professorenkonferenz Prof. Lexa kün-
digte mir gleich zu Beginn einige At-
tacken gegen den Mittelbau an, die
dann in Nivellierungsvorwürfen (be-
zogen auf eine gemeinsame
Universitätslehrerkurie) und den be-
kannten Klagen über zu viele Definitiv-
gestellte gipfelten.
Zeit- und Platznot erlauben mir nicht,
auf alles einzugehen, was an diesem
Tag gut, seriös, makaber oder amüsant
war. Vorwegnehmen möchte ich aller-
dings, daß einige unserer Ansichten
und Forderungen von Bundesminister
Caspar Einem unterstützt wurden.
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Editorial

Baccalaureat täuscht über die unter-
schiedlichen bildungspolitischen Im-
plikation hinweg und löst keineswegs
die Anerkennungsprobleme von Stu-
dierenden und AbsolventInnen, die
der eigentliche Ausgangspunkt für die
Erklärung sind. Die sprachliche Über-
setzung von nationalen Besonderhei-
ten eines Bildungssystems erweist sich
als ebenso problematisch wie die Ver-
suche der Transformation einzelner
Elemente eines nationalstaatlichen
Bildungssystems in ein anderes.
Umso wichtiger ist es uns, die Fragen
nach den verbesserungswürdigen Zu-
ständen, den Interessen, den Motiva-
tionen und last but not least nach den
angestrebten Zielen der jeweiligen
Reformen trotz des Beschleunigungs-
druckes ausführlich zu diskutieren. Daß
das Bedürfnis nach Diskussion be-
steht, beweisen die zahlreichen Dis-
kussionsbeiträge, die wir speziell für
dieses BUKO-Info erhalten haben und
für die ich mich an dieser Stelle bei
allen AutorInnen dieser Ausgabe sehr
herzlich bedanken möchte.

Mag. Margit Sturm
Generalsekretärin der BUKO

e-mail: margit.sturm@buko.a t

Ich beschränke mich daher auf die et-
was gekürzte und leicht veränderte
(sinngemäß, aber verbindliche) Wie-
dergabe meines Kurzreferates. Begin-
nen werde ich damit einige Vorausset-
zungen darzustellen, die meiner An-
sicht nach Grundlagen zukünftiger ge-
setzlicher Initiativen sein sollten.

These 1 (Nicht alles, was simpel und
logisch erscheinen mag, ist
selbstverständlich)
Das Dienstrecht hat sich an den den
Universitäten übertragenen Aufgaben
zu orientieren. Das setzt jedoch von
Seiten des Gesetzgebers voraus, daß in
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einem breiten und offenen Diskurs mit
Fachleuten aus dem Bildungs- und
Forschungsbereich, mit Experten der
verschiedensten Berufsgruppen und
Vertretern der Betroffenen die Ziele
universitärer Ausbildung tiefschürfen-
der und ernsthafter als bisher diskutiert
und darüber annähernd verbindliche
und nachhaltige Positionen bezogen
werden. Die Diversifikationen im ter-
tiärem Bildungsbereich, wie die berufs-
und forschungsorientierten Aus-
bildungsschienen und das Nebenein-
ander von grundlagen- und anwen-
dungsorientierten Forschungskonzep-
ten stellen eine Bereicherung des An-
gebotes dar und ermöglichen einen
begabungs-und interessensorientierten
Zugriff auf das Bildungsangebot.
In diesem Netzwerk muß die Rolle der
Universitäten aber noch klarer defi-
niert werden. Antworten auf diese Fra-
gen werden vermißt.

These 2
Ich gehe davon aus, daß es mehrheitli-
cher politischer Wille ist, die Chancen-
gleichheit des offenen und freien Zu-
gangs zu den Universitäten zu gewähr-
leisten. Mit welchen budgetären und
anderen Maßnahmen (dazu gehören
eben auch das Organisations- und
Dienstrecht) dieser Wille umgesetzt
werden soll, davon wird die Glaubwür-
digkeit aller Bekenntnisse zur Bedeu-
tung von Bildung und Forschung ab-
hängen.

These 3
Es ist unbestritten, daß in den letzten
Jahrzehnten von staatlicher Seite gro-
ße Anstrengungen unternommen wur-
den, die sich in den Ziffern des Bud-
gets, den Stellenplänen und gesetzli-
che Initiativen niederschlugen. In die-
sem Zeitraum sind jedoch die
Studentenzahlen verglichen mit jenen
der UniversitätslehrerInnen überpro-
portional gestiegen und die Schere
zwischen Betreuten und Betreuern hat
sich immer weiter geöffnet. Auch un-
ter dem Gesichtspunkt, daß Geld nicht
alles ist, bleibt es unbestrittenes Fak-
tum, daß Österreich mit seinem
Forschungs- und Entwicklungsanteil
am Bruttoinlandsprodukt keine ruhm-
reiche Position im Konzert der OECD
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Staaten einnimmt. Unter Wahrung qua-
litätssichernder Maßnahmen und der
Forderung nach Konkurrenzfähigkeit
drängt sich der Schluß auf, daß dem
Wunsche nach einer Leistungsauswei-
tung unter derzeitigen Bedingungen
Grenzen gesetzt sind, die nicht primär
ihre Ursache im Dienstrecht finden.
Daher ist das Dienstrecht auch nicht
isoliert von anderen Problemen zu be-
trachten.

These 4
Offensive Qualitätssicherung in For-
schung und Lehre bedarf unterschied-
licher Maßnahmenebenen.
a) wie viele Studenten kann ich unter
derzeitigen Voraussetzungen angemes-
sen gut betreuen?
b) was sind die dienstrechtlichen, orga-
nisatorischen, strukturellen und bud-
getären Gründe, die zweifellos vor-
handene Mängel bedingen und welche
Maßnahmen müssen gesetzt werden,
um kreative Lösungen zu ermöglichen?

These 5 Personalentwicklung ist
mehr als Personalverwaltung
Das erwartete Anforderungsprofil der
Universitäten, die sowohl im Bereich
der Anbieter im tertiären Bildungs-
sektor als auch im Bereich der öffent-
lich finanzierten Forschung an der Spit-
ze der jeweiligen Leistungspyramiden
stehen, erfordert Professionalität und
überdurchschnittliche Leistungsbereit-
schaft des Personals. Personalent-
wicklungspläne haben beides zu för-
dern. Allzu oft werden Karrieren je-
doch von Zufälligkeiten, persönlichen
Beziehungsgeflechten und starren Bud-
gets, welche immer noch zu häufig
unreflektierte, tradierte Machtverhält-
nissen widerspiegeln, beeinflußt. Der
Wechsel von der reinen Personalver-
waltung zu einer sachgerechten Perso-
nalentwicklung bedarf der Beachtung
folgender Kriterien:

a) optimale Maßnahmen der Perso-
nalrekrutierung auf allen Ebenen

Der zukünftige Einstieg in eine Uni-
versitätslaufbahn wird aus unterschied-
lichsten Gründen und pragmatisch be-
trachtet auf einer höheren Quali-
fikationsebene als bisher stattfinden.
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Klare Leitbilder universitärer Struktu-
ren mit ihren spezifischen Forschungs-
und Ausbildungszielen erleichtern die
Definition von Anforderungsprofilen
und somit die Personalauswahl. Stär-
ker als bisher muß daher die Rolle des
Einzelnen in der Gesamtstruktur und in
arbeitsteiligen Teams beachtet werden.
Ähnliche Kriterien müssen auch bei
Berufungen und Quereinstiegen auf
„höherer" Ebene zur Anwendung kom-
men. Dabei müssen sowohl die Chan-
cen für sinnhafte Neuorientierungen,
wie auch die Nutzung von Synergie-
effekten mit bewährten und erfolgreich
tradierten Schwerpunkten in einer le-
bendigen Balance stehen.

b) maximale Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses

Neben einer gewissenhaften und mo-
dernen Berufsvorbildung ist den Stu-
dierenden die Bedeutung der Forschung
zu vermitteln. Ebenso sollte ihnen die
Möglichkeit gegeben werden, auch
außerhalb einer Dissertation Einblick
in den Forschungsalltag zu gewinnen
und dadurch bessere Entscheidungs-
grundlagen für die spätere Berufswahl
zu bekommen. International werden
wissenschaftliche Karrieren in immer
jüngeren Jahren begonnen. Dem Fak-
tum, daß sehr früh die Grundlagen für
einen späteren wissenschaftliche Er-
folg gesetzt werden, ist viel stärker als
bisher Rechnung zu tragen.
Möglichst frei vom starren bürokrati-
schen und anderen Ballast sollen Inter-
essierte in kollegialen Teams lernen
wissenschaftliche Fragestellungen zu
beantworten und die Chance erhalten,
sich für einige Jahre in der Forschung
optimal zu qualifizieren. Dies könnte
auch außerhalb des Hochschullehrer-
dienstrechtes und all seinen weit über
die Forschung hinausreichenden
Dienstpflichten erfolgen. Da For-
schungsqualifikation zunehmend eine
immer stärkere wie auch einengende
Spezialisierung bedingt, sollte diese
Ausbildungphase streng zeitlich limi-
tiert sein, um sich noch zeitgerecht
zwischen privatem Arbeitsmarkt und
einer vorwiegend wissenschafts-
orientierten Laufbahn entscheiden zu
können.

1/99



Die Interessen dieser Personalgruppe
könnten wie die all jener in einem nicht
öffentlich rechtlichen Dienstverhältnis
zur Universität und jener der zeitlich
befristeten Universitätslehrer in einer
neuen gemeinsamen Kurie vertreten
werden.
Nach diesem Modell könnte der Ein-
tritt in eine Hochschullehrerlaufbahn
frühestens nach dem Doktorat in einem
konkurrenzierenden Wettbewerb erfol-
gen. Das erste Dienstverhältnis zum
Bund sollte wie bisher befristet sein
und dem weiteren Qualifikationserwerb
in der Forschung und zunehmend auch
in der Lehre dienen. Sowohl die lau-
fend steigenden Risiken durch Spezia-
lisierung und fehlende Forschungs-
stellen in Wirtschaft und Industrie als
auch die vielfältigen privaten und öf-
fentlichen Investitionen rechtfertigen
das Interesse an einem öffentlich recht-
lichem Dienstverhältnis. Ziel dieses
Prozesses soll es sein, zunehmende,
wenn auch nicht automatisierte Sicher-
heiten zu vermitteln.
Diese und andere Anreizsysteme in
Verbindung mit Evaluierung und lei-
stungsorientierten Überleitungs-
bestimmungen müssen jenen, die be-
reit sind sich den Anforderungen und
Risiken einer wissenschaftlichen Kar-
riere zu stellen, notwendige wie legiti-
me Zukunftsperspektiven bieten.
Das UOG 93 und die Autonomie der
Universitäten bieten hier Möglichkei-
ten, ein angemessenes Verhältnis zwi-
schen verschiedensten Dienst-
rechtsformen zu verfolgen. Da restrik-
tive Budgetansätze lokal durchaus zu
neoliberalen und sozialdarwinistischen
Ansätzen in der Personalbewirt-
schaftung führen könnten, sollten ver-
pflichtende ethische Normen jene
Mindeststandards formulieren, die der
Entwicklung eines Akademiker-
proletariates entgegenhalten.

Schonjetzt stehen 11.000 Universitäts-
lehrern 6500 WissenschaftlerInnen
ohne staatliches Dienstverhältnis ge-
genüber. Dazu kommen noch mehr als
1000 Projektstellen des Forschungs-
fonds und weitere zusätzliche dritt-
mittelfinanzierte Wissenschaft-
lerInnen.Von den Universitätslehrern
(die Professoren inkludiert) sind etwas
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über 50% definitiv gestellt und die Fluk-
tuationsrate liegt weit über jener wie
sie sonst im öffentlichen Dienst beob-
achtet wird. Schon bislang erfolgt die
Definitivstellung erst nach ca. 10 Jah-
ren und nach drei zum Teil recht auf-
wendigen Qualifikationsprüfungen.
Von Erstarrung und „Durchprag-
matisierung" zu sprechen ist daher in
hohem Maße unrichtig.

c) Ausbau motivationsfördernder
Maßnahmen

Leistungsbereitschaft und Leistungs-
erbringung müssen einen Einfluß auf
die Karriereentwicklung haben. Daher
sollten die Zuteilung von Ressourcen
und die Übernahme unterschiedlich-
ster Leitungsfunktionen auf Zeit in Zu-
kunft weniger von der aktuellen Positi-
on in der jeweiligen Hierarchie, als
vielmehr von spezifischen Begabun-
gen und Leistungsnachweisen inner-
halb einer gemeinsamen Kurie aller
Universitätslehrer abhängig gemacht
werden.

Wir fordern daher:
* Die Nutzung des kreativen Potentials
durch Förderung flexibler und inter-
disziplinärer Teambildungen und die
Förderung der Risikobereitschaft durch
Wahrung gewisser Freiräume in For-
schung und Lehre (Experimentier-
freude statt ausschließlicher Top down
Verordnung von Forschungszielen).

* Leistungsanreize durch ein flexibles
Besoldungssystem.

* Die Möglichkeit auch zeitlich be-
grenzter Schwerpunktsetzungen durch
Akzentuierung und flexiblere Gewich-
tung einzelner Dienstpflichten.

* Den Abbau innerösterreichischer
Mobilitätshemmnisse und Erhöhung
der Durchlässigkeit durch gezielte För-
derung von Forschungsstellen im nicht
öffentlichen Bereich.

* Den Wettbewerb innerhalb einer ein-
heitlichen Universitätslehrerkurie ver-
bunden mit kollegialeren und
motivationsfördernden Organisations-
strukturen und einem egalitäreren
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Dienstrecht für alle Universitäts-
lehrerInnen.

These 6
Mit knapp 3000 wissenschaftlichen
Planstellen beanspruchen die drei Me-
dizinischen Fakultäten derzeit nicht
ganz ein Drittel des wissenschaftlichen
Personals aller österreichischen Uni-
versitäten. Dies entspricht zur Veran-
schaulichung etwa dem Personalstand
der Universität Wien. Zirka 2/3 dieser
Stellen befinden sich im sogenannten
klinischen Bereich und dienen über-
wiegend der Abdeckung des medizini-
schen Versorgungsauftrages, der aller-
dings gesetzlich eindeutig dem Aufga-
benbereich der Länder zugeschrieben
ist. Essentielle Dienstpflichten in For-
schung und Lehre treten dabei zugun-
sten der Patientenversorgung in den
Hintergrund. Diese aus Sicht der Uni-
versität „mißbräuchliche" Verwendung
von Bundesärzten ist seit Jahren Ge-
genstand parlamentarischer Berichte.
Ich rede weder einem Personalabbau
noch restriktiven Budgets im Klini-
schen Bereich das Wort.
Hier muß sich der Bund gegenüber den
Ländern weit stärker als bisher positio-
nieren und die Kostenverantwortung
erneut zur Debatte stellen. Auch dienst-
rechtliche Maßnahmen sollten hier den
Realitäten Rechnung tragen.

Insgesamt haben im Bereich des
BMWV Innovationen gegriffen, die
den Universitäten im öffentlichen
Dienst eine Vorreiterrolle zuschreiben.
Dennoch ist ein Stillstand nicht zu recht-
fertigen. Eine primitive Pragma-
tisierungsdebatte trägt den Problemen
unzureichend Rechnung und der ver-
einzelt aus Politik und hoher Beamten-
schaft vermittelte„Trost"„euch Def-
initivgestellten wird eh nichts passie-
ren" ist schäbig und darf uns, wenn wir
Verantwortung für alle und auch die
Jungen wahrnehmen wollen, nicht zum
Schweigen bringen.

ao.Univ.-Prof.Dr. K. Grünewal d
Vorsitzender der BUKO

e-mail: kurt.gruenewald@buko.a t
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Studienreform

Vom Verwendungs- zum Qualifikationsprofil
Die Arbeit am Begriff
Norbert Frei

1. Vorbemerkung

Der Hintergrund meines Interesses für
den Themenbereich `Studienreform'
läßt sich mehrfach beschreiben:

1. Ich war - zwar ad personam bestellt,
aber doch wohl aufgrund meiner da-
maligen Funktion als Vorsitzender der
Bundeskonferenz des wissenschaftli-
chen und künstlerischen ° Personals
(Buko) - 1992-1995 Mitglied der von
BM Busek eingesetzten Arbeitsgrup-
pen `Studienrecht' bzw. ' Studienre-
form'.
2. Ich bin Vorsitzender der 'Studien-
kommission Deutsche Philologie' an
der Universität Klagenfurt und damit
in Vollziehung des UniStG mit der
Ausarbeitung eines neuen Studienpla-
nes (mit)beschäftigt.
3. Als Vizerektor für Personal und
Budget bin ich mit Planung, Steuerung
und Vollzug des Lehrbudgets der Uni-
versität Klagenfurt (nach UOG'93)
(mit)befaßt.

Mein subjektives Bild der Dinge setzt
sich also aus verschiedenen Perspekti-
ven zusammen, die aus je anderen
Arbeitszusammenhängen sich herlei-
ten; abschließend Klärendes ist nicht
zu erwarten.
Wenn es denn stimmt, was mehrfach
zu lesen ist, daß nämlich der Begriff
` Qualifikationsprofil' das „Kernstück"
der Studienreform 1997 ist (Erläutern-
de Bemerkungen zum UniStG - Ent-
wurf vom Juni 1995), so scheint es
lohnend, einen Blick auf den Umgang
mit diesem Terminus während der
Genese des Gesetzes zu werfen. Weil
ich mich dabei auf eigengemachte Er-
fahrungen verlassen möchte, beschrän-
ke ich mich im wesentlichen auf die
vorparlamentarischen Beratungen.

2. Geschichte und Begriffsquerelen

Von April bis September 1991 beschäf-

tigte sich eine Arbeitsgruppe der mini-
steriellen Hochschulplanungs-
kommission in fünf Klausursitzungen
mit der „Reform des Studienrechts".
Das Ziel der Beratungen waren nach
dem Arbeitsprogramm Vorschläge „für
eine effektivere und zielorientierte Ge-
staltung von Lehre und Studium". „Die
selbstproduktive Komponente des
Universitätsbetriebes soll zugunsten
einer stärkeren Orientierung an den
ausgewiesenen Zielen der Univer-
sitäts(aus)bildung abgebaut werden.
Das bedeutet unterschiedlich nach
Studienrichtungen bzw. akademischen
Berufen auch eine stärkere Markt-
orientierung (...)." Als Instrument die-
ser Zielerreichung wurde „eine we-
sentliche Stärkung der Selbst-
steuerungskompetenz der Universitä-
ten" angesehen. (Zwischenbericht
1992,S. 11)

Im Herbst 1991 wurde die Arbeits-
gruppe zugunsten der Beschäftigung
mit dem Organisationsrecht (UOG) si-
stiert und im Februar 1992 ein „Zwi-
schenbericht" vorgelegt. Dort wird als
Erfolgskriterium das Gelingen ausge-
macht, die als hemmend angesehene
Regelungsdichte in Fragen des Studien-
rechts durch „eine Rahmensteuerung
und durch Selbststeuerungsmecha-
nismen der Universität zu ersetzen, die
es ermöglichen, eine vernünftige Ba-
lance zwischen institutionsorientierter
und qualifikationsorientierter
(Aus)bildung zu erreichen". (Zwi-
schenbericht 1992, S. 7)

Im Juni 1992 wurde das Gremium als
Arbeitsgruppe `Deregulierung des
Studienrechts' neu konstituiert. (An-
merkung: bereits im Herbst 1992 wur-
de den Universitäten via Rektoren an-
gekündigt, was später als überfalls-
artige Zumutung einige empören soll-
te: es „soll ein System geschaffen wer-
den, das die Universitäten in die Lage
versetzt, rascher, flexibler und mit ei-
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nem vielfältigeren Angebot auf die
Nachfrage nach universitärer Qualifi-
kation zu reagieren").

Bereits in den ersten Beratungen zeigte
sich die Brisanz dessen, was im UniStG
§ 12 (5) schließlich als „Qualifikations-
profil" firmiert; die Thematik wurde
nach Begriff und Verfahren ausführ-
lich und kontroversiell diskutiert. Da-
bei zeigte sich (wie ich meine: bezeich-
nend), daß das Verfahren einigerma-
ßen rasch außer Streit gestellt werden
konnte: zu den Studienplanberatungen
sollten die Studienkommissionen ver-
pflichtend externe Experten beizuzie-
hen haben, die aber selbst über kein
Stimmrecht verfügen; der Studienplan
ist zwingend einer externen Begutach-
tung zu unterziehen. Was die Doku-
mentation des Verwendungsleitbildes
anlangt, wurde eine verbindliche Fest-
legung im Studienplan ebenso wie eine
Verankerung in der Präambel verwor-
fen zugunsten einer Aufnahme in einen
Motivenbericht, der die Genese des
Studienplanes dokumentieren soll.
(Protokoll der 7. Sitzung, S. 7)

Strapaziöser war die Auseinanderset-
zung um den Begriff, geführt in erster
Linie zwischen den Vertretungen der
Hochschullehrer einerseits, jener der
Sozialpartner andererseits. Folgende
Variationen standen im Herbst 1992 in
Gebrauch: Berufsbild, Verwendungs-
profil, Verwendungssituationen. Ob-
wohl und weil das „Problem" bewußt
war, „daß die Berufsbilder verschiede-
ner Studienrichtungen sehr vielseitig
sind und die Gefahr besteht, daß bei
einer zu starken Ausrichtung auf die
Verwendungssituation die Universität
eindimensional wird, d.h. nicht mehr
den Anforderungen der Wissenschaft-
lichkeit genügt` (Protokoll der 7. Sit-
zung, S. 5), konnte keine Lösung ge-
funden werden bzw. bestand sie darin,
daß man sich gegenseitig versicherte,
grosso modo ohnehin dasselbe zu mei-
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neu um periodisch erkennen zu müs-
sen, daß dies ganz und gar nicht der
Fall war. Hier im Tolerieren dieser
Praxis von einem Fehler des
Organisationsmanagements zu reden
ist eine Sache; eine andere ist es anzu-
erkennen, daß die Zeit zu Fortschritten
auf anderen Ebenen genutzt wurde.
Jedenfalls schwelte der Konflikt wei-
ter.

Als Beispiel das Protokoll der B. Sit-
zung, S. 2:
„Die Arbeitsgruppe ist der Ansicht,
daß der Begriff Berufsbild nur einen
Teil der Verwendungssituation dar-
stellt, also der Begriff Verwendungs-
profil ein weiterer ist als der des Be-
rufsbildes. Bedenken werden auch laut,
daß Berufsbilder als alleiniges
Steuerungselement nicht den ge-
wünschten dynamischen Prozeß garan-
tieren und bei allzu starker Fixierung
auf das Berufsbild allgemeine Ziele
der Universitätsbildung in den Hinter-
grund geraten könnten. Daher müssen
bei Erstellung des Verwendungs-
profiles und seiner Funktion als Haupt-
steuerungsinstrument der Curriculum-
Entwicklung die Berücksichtigung der
allgemeinen Bildungsziele und die
Innovationsoffenheit unbedingt ge-
währleistet sein; Berufsbilder bilden in
diesem Rahmen einen zentralen Inhalt
und können auch die Entwicklung neu-
er Berufe antizipieren."

Bereits die Diskussion des Curricu-
lum-Begriffes reproduzierte die
Schwierigkeiten; die AG entlehnte da-
bei ein Entwicklungsmodell von
Robinson, das drei Schritte unterschei-
det:
* antizipierte Verwendungssituationen
der Absolventen - Berufsbild
* Identifikation dieser Situationen mit
Qualifikationen - Lernziele
* Abstimmung der Lernziele mit
Bildungsinhalten und Bildungsgegen-
ständen - Curriculumelemente

(Protokoll der 7. Sitzung, S. 5)

Daran knüpfte sich eine (scheinbar nur)
juristische Kontroverse darüber, ob die
Curriculumziele eines Studienplanes
einer überuniversitären Normierung be-
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dürfen oder nicht. Ausgehend von Ar-
tikel 18 des Bundesverfassungsgesetzes
(wonach die gesamte staatliche Ver-
waltung nur aufgrund von Gesetzen
ausgeübt werden darf; dies gilt auch
für Durchführungsverordnungen wie
Studienordnungen) ist auch das Vor-
haben, von einer konditionalen (altes
Studienrecht) zu einer finalen Rege-
lungstechnik voranzuschreiten, an die
Existenz der Regelung von Zielvor-
haben und Verfahren gebunden. Das
bedeutete die Forderung, daß zumin-
dest „die dem jeweiligen Universitäts-
studium gestellten Aufgaben" national
festzulegen sind. (Protokoll der 10.
Sitzung, S. 4)

Der Bericht der Arbeitsgruppe
`Deregulierung des Studienrechts'
wurde im Sommer 1994 öffentlich prä-
sentiert und bis Jahresende einer Vor-
begutachtung unterzogen. Im Februar
1995 wurden in einer zweitägigen Klau-
sur deren Ergebnisse beraten. Wie nicht
anders zu erwarten, bündelte sich die
Kritik der Begutachtung am Begriff
„Verwendungsprofil".
Immerhin wurden jetzt zwei semanti-
sche Varianten geschieden:

Objekt/Verwendungsgegenstand:
Studium
Subjekt/verwendungshandelnd:
Studierende
Objekt/Verwendungsgegenstand:
Absolvent
Subjekt/verwendungshandelnd:
Arbeitsmarkt

Als Diskussionsergebnis wurde fest-
gehalten:
Der Terminus „Verwendungsprofil"
(im Singular) bleibt, ohne daß eine Le-
galdefinition gegeben wird; eine „Dar-
stellung des Wortsinnes" soll in den
Erläuterungen zum Gesetz erfolgen.
Das Verwendungsprofil soll dezentral
von den Studienkommissionen erstellt
und jeweilige Ziele und Aufgaben aus
dem UOG'93 verschiedenen Studien-
typen zugeordnet werden. (Protokoll
der 10. Sitzung/II, S. 4)

Nach dem Begutachtungsverfahren des
UniStG-Entwurfes vom Juni 1995 wird
die AG im März 1996 neuerlich einbe-
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rufen. Wieder geht es zentral um das
Verwendungsprofil, die Stimmung ist
gereizt. Stichworte aus meiner priva-
ten Mitschrift, Kritik und Einwendun-
gen von universitärer Seite betreffend:
„Mißverständnisse", „Ängste", „irra-
tionale Befürchtungen", „Massen-
hysterie", „Verdrängung und Flucht-
verhalten".

Am 4. Juni 1996 wird zu einer letzten
Sitzung mit dem einzigen Tagesord-
nungspunkt „Verwendungsprofil" ge-
laden. Ein Vorschlag von Ministeriums-
seite lautet: „Der Begriff `Verwen-
dungsprofil' wird durch den wohl po-
sitiver ersetzten (sic! gemeint: besetz-
ten) Begriff `Qualifikationsprofil' er-
setzt." (Protokoll, S. 2) Die Bedeutung
der Erstellung eines solchen
Qualifikationsprofiles wurde dadurch
reduziert, daß sich das Verfahren auf
die erstmalige Erlassung von Studien-
plänen und das Vorliegen von „Nach-
frageänderungen"beschränkte. „Deut-
lich" wurde jetzt „herausgestrichen",
daß der Studienplan das Resultat von
„Qualifikationsnachfrage" (extern),
wie von „Wissenschaftsangebot"(en)
(intern) zu sein habe.

Die Bilanz schlägt sich im Protokoll
nieder: „Dabei wird neuerlich das Span-
nungsfeld zwischen angebots- und
nachfragorientierter Studienplan-
gestaltung deutlich, das auch durch das
adaptierte Modell und neue
Begrifflichkeiten nichtbeseitigbar ist."
(Protokoll, S. 3 f)

Am Ende steht die reine Lakonie: „Zu
erwägen ist eine Definition des Begrif-
fes `Qualifikationsprofil'". (ebda S. 4)
Der Rest ist UniStG.

3. Nachbemerkung

1. Es ist bekannt, daß in den parlamen-
tarischen Beratungen zum UniStG die-
ser `liberale' Umgang mit dem Begriff
Qualifikationsprofil zurückgenommen
und die gesetzliche Textierung wieder
an die frühere Intention angenähert
wurde.

2. Der Vollständigkeit halber sei weiters
erwähnt, daß sich parallel zu den zu-
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letzt geschilderten Entwicklungen von
März 1994 bis Februar 1996 eine Ar-
beitsgruppe „Studienreform II" mit, je-
neu Themen" versucht hat auseinan-
derzusetzen, „die primär nicht studien-
rechtlich zu lösen sind, wie z. B. Studi-
endauer und Studienabbruch, Studien-
typen usw." (Einladungsschreiben vom
14.2.1994)
Die personelle Zusammensetzung der

8

zur Zeit

"Fächerbasierte Struktur
* Keine Studieneingangsphase

WIENER MEDIZIN CURRICULUM MODELL beschlossene/

Nach Vorarbeiten durch die Projektgruppe MedizinCurriculum Wien hat die Studienkommission der Medizinischen
Fakultät am 21. Jänner 1999 einen Grundsatzbeschluss zum Wiener Curriculum Modell einstimmig verabschiedet. Auf
dieser Basis wird in den nächsten Monaten der neue Studienplan entwickelt. Diesem Rahmenbeschluss war im Juni 1998
die Formulierung eines Qualifikationsprofils vorangegangen. Zusammen signalisieren diese Beschlüsse eine deutliche
Neuorientierung des Studiums. Die folgende Zusammenstellung der geplanten Änderungen verdeutlicht die Reform-
bemühungen.

Mindeststudiendauer 12 Semester
Durchschnittsstudiendauer 17. 2 Semester
Studienabbrüche: ca. 50% der Erstinskribenten
Studienabbrüche nach dem dritten inskribierten Semester:
ca. 30 % der Erstinskribenten

* Ziele des Studiums nicht festgelegt

Studienplan historisch gewachsen; Umfang und Inhalte von
Fachvertretern festgelegt

* 23 Teilrigorosen als mündliche Prüfungen bei einem Einzel-
prüfer

Keine systematischen Erfordernisse für den Erwerb von
klinischen Kompetenzen

*ErsterverpflichtenderPatientenkontaktim xStudiesemester
* Beginn der klinischen Ausbildung im B. Semester
* Pflichtfamulatur 16 Wochen; nicht strukturiert

* Intensivpraktika vor allem im AKH
* Ausbildung in den Miethoden der medizinisch-

wissenschaft-lichen Forschung: 3-5 St. Wahlfach

http://www.univie.ac.at/mcw/

beiden Arbeitsgruppen war nahezu
ident; im März 1996 wurde ein Bericht
vorgelegt.

Hinweis:
Der Beitrag wird als Dokumentation
einer Tagung der Universität Wien zum
UniStG 1999 im Wiener Universitäts-
verlag erscheinen. Ich danke Frau Mag.
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eplant

Pfennigbauer vom Logistischen Zen-
trum der Universität Wien für die
freundliche Genehmigung zum Vor-
abdruck.

Mag.Dr. N. Frei
Vizerektor für Organisationsentwicklung,

Personal und Ressourcen
Universität Klagenfurt

e-mail: norbert.frei@uni-klu.ac.at

* Mindeststudiendauer 12 Semester
* Ziel: Durchschnittsstudiendauer 13 Semester
* Studienabbrüche: ca. 50 % der Erstinskribenten
*Studienabbrüche nach dein dritten inskribiertenSemester; Ziel:

maximal 5 % der Erstins'xribenten
* Ein von der Studienkommission beschlossenes Qualifikations-

profil definiertdie intellektuellen, praktischen undeinstellungs-
bezogenen Befähigungen über die Absolventinnen verfügen
müssen und damit die Ziele des Studiums

* Studienplan systematisch geplant; Umfang und Inhalte unter
Mitwirkung der Fachvertreter von Studienkommission festge-
l egt

" Horizontal und vertikal fächerintegrierte Struktur
* Studieneingangsphase und Berufsfelderkundung im 1. Studi-

enjahr zur Bestätigung oder Revidierung der Entscheidung für
das Medizinstudium

* 3 Übersichtsprüfungen Diplomprüfung „Formative" Prüfun-
gen (= Prüfungen ohne institutionelle Konsequenzen); dienen
zur Unterstützung des Lernprozesses; Verschiedene Prüfungs-
methoden (je. nach Fragestellung)

* Klinisches Intensivpraktikum im Ausmaß von 16 Wochen im
letzten Studienjahr, in dem Studierende unter Aufsicht selb-
ständige Entscheidungen hinsichtlich Diagnose und Therapie
treffen
Erster verpflichtender Patientenkontakt im 3. Studiensemester

* Beginn der klinischen Ausbildung im 1. Semester
* Pflichtfamulatur 24 Wochen; strukturiert, Anrechnung erst

nach Vermittlung und Prüfung der erforderlichen Kompeten-
zen

* Intensi vpraktika auch an anderen medizinischenEinrichtungen
* Ausbildung in den Methoden der medizinisch-~i, i ssenschaftli-

che.n Forschung: ca. 20 St: Wahlpflicht plus Diplurnarbeit

ao. Univ.-Prof.Dr. Richar d März, Universität Wien
richärd.maerz @ univie.ac.a t
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Gemeinsames erstes Studienjahr an der
Montanuniversität
Markus Lampersberger

Beginnend mit dem Studienjahr 1997/
98 wurde erstmalig in Österreich an
der Montanuniversität Leoben ein so-
genanntes „gemeinsames erstes Studi-
enjahr" eingeführt.

Durch eine grundlegende Reformie-
rung der Studienpläne des ersten und
des zweiten Semesters wurde erreicht,
daß alle zehn in Leoben angebotenen
Studienrichtungen im ersten Studien-
jahr völlig identische Lehrveranstal-
tungen aufweisen. In der Praxis bedeu-
tet dies, daß jeder Neuinskribent - wie
bisher- in seiner gewünschten Studien-
richtung immatrikuliert und bei Bedarf
bis zum Beginn des dritten Semesters
gänzlich ohne Studienzeitverlust die
Studienrichtung wechseln kann. Im
Zusammenspiel mit ausführlichen
Informationslehrveranstaltungen soll
erreicht werden, daß alle Studierenden
auch wirklich die für sie bestgeeignete
Studienrichtung wählen und so die spä-
tere Drop-Out-Rate aufgrund falscher
Vorstellungen über Inhalt und Ziel der
gewählten Studienrichtung sinkt.

Ausgangspunkt

Die Einführung eines „gemeinsamen
ersten Studienjahres" basierte auf fol-
genden zwei grundsätzlichen Überle-
gungen.
Angleichung des unterschiedlichen
Basiswissens resultierend aus Matura-
niveau und -inhalt. Die Lehrbeauftrag-
ten des dritten Semesters können auf
ein identisches Grundwissen aufbau-
en, und die Studierenden ihrerseits kön-
nen sich ausgehend von ihrem spezifi-
schem Maturawissen stärker auf ihre
„problembehafteten" Stoffgebiete kon-
zentrieren bzw. bei ohnehin gut be-
herrschten Stoffbereichen Zeit einspa-
ren.
Verbesserung der organisatorischen
Voraussetzungen zur erfolgreichen
Absolvierung der vorgeschriebenen
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Lehrveranstaltungen in der vorgesehe-
nen Reihenfolge zur Verringerung der
Durchschnittstudiendauer. Dies umfaßt
die Bekanntgabe der Prüfungstermine
ein Jahr im voraus mit institutsüber-
greifender Terminkoordinierung zur
Erleichterung der Lernvorbereitung
ebenso wie eine teilweise praktizierte
„leichte" Blockung einzelner Vorle-
sungen. Letztere ermöglicht eine Ver-
zahnung dergestalt, daß z.B. im Som-
mersemester eine Lehrveranstaltung
bereits vor den Osterferien mit der Mög-
lichkeit einer Prüfung endet, und sich
komplementär dazu eine andere Lehr-
veranstaltung vom Ende der Osterferi-
en bis zum Semesterende erstreckt.
Somit haben die Studierenden die
Möglichkeit, diese beiden Fächer zeit-
lich nacheinander anstatt parallel zu
absolvieren.

Umsetzung

Natürlich waren bei der Erstellung der
Studienpläne für das erste Studienjahr
intensive Diskussionen zwischen Leh-
renden und Lernenden notwendig, um
aus allen Studienrichtungen einen ge-
meinsamen Nenner zu finden. Weiters
wurden von studentischer Seite anfäng-
lich Bedenken darüber geäußert, daß
vereinzelt in manchen Studien-
richtungen die eine oder andere Vorle-
sung nunmehr bereits in den ersten
beiden Semestern vorgesehen ist. Dies
war jedoch systembedingt notwendig,
um das Ziel einer ausnahmslosen
Gleichheit zu erreichen, welche die
Basis für den Erfolg dieser Innovation
darstellt.

Aus Sicht der Studentenvertreter wer-
den die Änderungen prinzipiell begrüßt,
und auch die bisherigen Erfahrungen
betreffend den Prüfungsfortschritt der
„Erstsemestrigen" zeigen, daß durch
die organisatorische „Führung" im er-
sten Jahr der bisherige, beinahe unver-
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meidliche „Zeitverlust" von Studien-
anfängern im ersten Semester redu-
ziert werden konnte. Der Sprung in das
kalte Wasser des Universitätslebens tritt
nunmehr in lediglich abgeschwächter
Form beim Übergang in das selbstän-
digere Studentenleben ab dem dritten
Semester auf.

Überdies wird die Kleinheit der
Montanuniversität vorteilhaft dazu ge-
nützt, diebisherigenDrop-Out-Studen-
ten mittels Fragebögen über die Grün-
de ihres studentischen Abbruches in
Leoben zu erfassen und eventuelle
Schwachstellen noch weiter zu beseiti-
gen.

Zusammenfassend kann festgehalten
werden, daß die Montanuniversität
Leoben zwei wesentlichen Zielen
nähergekommen ist, nämlich einerseits
- die universitäre Seite betreffend -
Voraussetzungen für eine bessere
Studierbarkeit zu schaffen, und ande-
rerseits - die Seite der Studierenden
betreffend - die Studierfähigkeit der
Neuinskribenten innerhalb des ersten
Jahres zu steigern und so Drop-Outs zu
einem späteren Zeitpunkt zu verrin-
gern.

Univ.-Ass. DiplAng. M. Lampersberger
Institut für Elektrotechnik
Montanuniversität Leoben

e-mail:
markus.Lampersberger@unileoben.ac.a t
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Baccalaureat im Österreichischen
Universitätswesen?
Hermann Suida

Die derzeitige Diskussion über das
B accalaureat in Österreich bewegt sich
in weit verzweigten Positionsbahnen:
Die Stellungnahmen, Wünsche und
Diskussionsbeiträge der Universitäts-
angehörigen (und auch anderer) reflek-
tieren das Spektrum von ja, bitte bis
nein, danke! Freilich, für jede Haltung
im Einzelnen gibt es gute Gründe und
Begründungen, sie klingen meist recht
einleuchtend, überhaupt dann, wenn
fächerspezifisch argumentiert werden
kann. Die fundamentalistisch angeleg-
ten (meist) Kontra- und Proreden soll-
te man dabei weniger beachten, drük-
ken sie doch einerseits immanente
Ängste vor allen Veränderungen oder
andererseits eher unreflektierte
Gewinnhoffnungen der Akteure aus.

In diesem Zusammenhang konnte man
sich auf eine Veranstaltung der Johan-
nes Kepler Universität am 26.1.99 in
Linz freuen, die sich eine Podiums-
und Plenumsdiskussion zwischen „ In-
teressierten aus Universität, Wirtschaft,
Politik, Medien und Schulen" vorge-
nommen hat. Es war durchaus ein
Vergnügen, dem zum Teil hohen Ni-
veau der Beiträge zu folgen, wenn
nicht die insgesamt 7 Statements aus
dem Podium zu lange (1,5 Stunden)
gedauert hätten und für die Diskussi-
onsbeiträge aus dem Plenum (=Publi-
kum) als 2.Tei1 viel zu wenig Zeit ge-
wesen wäre. Das Ergebnis waren zahl-
reiche Ideenspenden, viele neue Fra-
gen und so gut wie keine (klaren) Ant-
worten.

Denn woher sollten sie auch kommen,
solange das vom Ministerium in Aus-
sicht gestellte Papier zur Begutachtung
noch nicht vorliegt und man aus den
Ausführungen von Frau Ministerialrat
Mayer, die statt Herrn Sektionschef
Höllinger als Podiumsrednerin in Linz
auftrat, noch nichts sehr konkretes her-
auslesen kann. Aber einige Hinweise
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gab es doch, über die man spekulieren
durfte.

Vor dem Hintergrund der im Gange
befindlichen Ausarbeitung neuer Stu-
dienpläne nach dem UniStG ist es
durchaus wünschenswert, das
B accalaureat nicht flächendeckend ein-
führen zu wollen/müssen. Die Anglei-
chung an internationales Studienrecht
ist sicherlich auch mittelfristig bis ge-
legentlich kurzfristig sinnvoll, solange
man sich über die Dauer des
Baccalaureatsstudiums und seinem
Abstand zum nächsthöheren akademi-
schen Abschluss der z.B. gleichen
Studienrichtung einig ist! Die Mög-
lichkeit von 6 bis 8 Semestern scheint
mir durchaus gut, wenn zum
Diplomabschluss dann mindestens vier
weitere Semester liegen. Das alles ist
jedoch nur eine Diskussionsrichtung,
die eine pragmatische, differenziertere
Studienaufteilung in drei Stufen auf
der Basis bereits bestehender Studien-
richtungen herbeiführen möchte - aus
welchen Gründen auch immer.

Die viel interessanteren und eher zu-
kunftsweisenden Fragen gehen jedoch
auch in eine ganz andere Richtung und
ich möchte sie andiskutieren, obwohl
ich mir dadurch der Gegnerschaft des
überwiegenden Teils der akademischen
Gemeinschaft sicher sein kann. Sollten
wir vor dem Hintergrund der raschen
Entwertung von Wissen in unserer
Zeit nicht viel breitere Studien-
möglichkeiten schaffen, die gerade
darauf Rücksicht nehmen und das rie-
sige humane und universitäre Potential
ganz anders nutzen? Und könnten nicht
das Diplomstudium und in besonderen
Fällen auch das Doktoratsstudium
Komponenten verschiedener Möglich-
keiten universitärer Fortbildung wer-
den?
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Das stelle ich mir so vor:
1) Baccalaureatsstudium für bestehen-
de und neue Studienrichtungen und
Studienfächer. Gleichzeitig aber für
einen grösseren Anteiljunger Leute an
der Gesamtbevölkerung, also für eine
vergrösserte Akademikerquote in
Österreich. Studiendauer mit 8 Seme-
stern, maximal 80 Stunden ohne Di-
plomarbeit, aber mit der Möglichkeit
der Einführung von Pflichtpraxis in
bestimmtem Ausmass. Dies gilt wie
bisher als Regelstudienzeit und könnte
unter Nutzung von verschiedenen Zu-
satzangeboten (Blocklehrveran-
staltungen ausserhalb der üblichen
Semestereinteilung, Fernstudien etc.)
auch kürzer (6-7 Semester) dauern. Der
Abschlussgrad sollte dem der Fach-
hochschulstudiengänge gleichgestellt
sein, eventuell auch dem der pädagogi-
schen Akademien. Der Einbau von
bestimmten Anreizen, um die Regel-
studienzeit nicht zu überschreiten und
um die Dropout-Quote zu minimieren,
sollte überlegt werden. Freilich muss
auch einmal die statistische Erfassung
der Dropouts neu diskutiert werden,
um endlich zu einer realistischen Be-
wertung dieses Phänomens zu kom-
men. Studierende, die nach ein oder
zwei Semestern die Universitäten end-
gültig verlassen, sind für mich keine
Dropouts. Vielmehr haben sie nach
einer Studieneingangsphase erkannt,
dass sie nicht weiter studieren wollen,
und wir sollten ihnen dankbar für diese
Entscheidung sein!

Wenn nun ganz berechtigt die Frage
aufgeworfen wird, wer denn die Ab-
nehmer dieser neuen Studierenden sein
sollen, so kann es darauf genauso we-
nig eindeutige Antworten geben, wie
auf die Fragen, wer denn derzeit
Diplomgermanisten, Diplom-
soziologen oder Diplombiologen be-
schäftigt. Ich bin nämlich fest davon
überzeugt, dass man die Grundlagen
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akademischen Arbeitens in 8 Seme-
stern mit geeigneten Lehrveran-
staltungstypenundohne abschliessende
Diplomarbeit erlernen kann, wenn die
Qualität und die Inhalte des Lernens
und der Lehre stimmen. Niemand ver-
langt von diesen so ausgebildeten Stu-
dierenden, dass sie in ihrem Fachge-
biet absolut sattelfest sind (das sind sie
jetzt meist auch nicht). Und niemand
verlangt es von den Baccalaureaten/
innen in jenen Staaten, wo es diesen
Abschluss jetzt schon gibt.
Keine Frage für gewisse Beschäfti-
gungsverhältnisse wird ein Diplom-
abschluss erforderlich oder erwünscht
bleiben.

2) Das Diplomstudium

Es sollte mindestens 4 Semester dau-
ern und sowohl Lehrveranstaltungen
als auch die Abfassung einer Diplom-
arbeit verlangen. Aber dort wo es sinn-
voll erscheint, sollte es auch eine Än-
derung des Fachgebietes zulassen, um
auf Interessensänderungen während des
Studiums oder z.B. auf dazwischenlie-
gende Berufserfahrungen der Studie-
renden flexibel reagieren zu können.
Nicht für jedes Baccalaureatsstudium
braucht es daher zwingend eine genau
passende Studienfortsetzung zu geben,
wir sind nur alle gewohnt, uns das so
vorstellen zu müssen. Auf eine spezifi-
sche Berufsvorbildung für ganz be-
stimmte Beschäftigungsfelder sollte
hier Bedacht genommen werden.

3) Das Doktoratsstudium

Es sollte mindestens 4 weitere Seme-
ster dauern und überwiegend dem wis-
senschaftlichen Nachwuchs vorbehal-
ten bleiben. Titeldoktorate, wie sie jetzt
in vielen Studienrichtungen Österreichs
immer noch absolviert werden, sollten
endlich unterbleiben. Nur die best-
qualifizierten Diplomanden/innen soll-
ten zu einem Doktoratsstudium zuge-
lassen werden. Auch diese Aufwer-
tung des Doktorates wäre eine längst
notwendige Angleichung an interna-
tionale Normen, meines Erachtens min-
destens so wichtig wie die Frage der
Einführung des Baccalaureates über-
haupt. Mittelfristig ergibt sich daraus
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die Möglichkeit, das antiquierte, frauen-
feindliche und leistungshemmende
Habilitationssystem des deutschspra-
chigen Raumes endlich als Auslauf-
modell zu betrachten. Auch das
Doktoratsstudium bzw. die Doktorar-
beit sollte sich mehr als bisher vom
angestammten wisssenschaftlichen Ar-
beitsfeld der Vorstudien entfernen kön-
nen, um die persönliche Qualifikations-
geschichte besser verwerten zu kön-
nen. Denn ich gehe bei einem guten
Teil der zukünftigen Doktorats-
studierenden davon aus, dass sie nicht
alle drei akademischen Qualifikations-
schritte in einem Zug hintereinander
absolvieren wollen oder können, da
auf den Erwerb von beruflicher Praxis-
erfahrung in jüngerem Lebensalter
zunehmend Wert zu legen sein wird.

Diese Ausführungen in aller Kürze
verstehen sich als Denkanstoss von ei-
nem, der mit zunehmendem Wohlwol-
len das Engagement vieler junger Stu-
dierender z.B. in den Studien-
kommissionen wahrnimmt. Unter dem
Druck der Konkurrenz auf dem Ar-
beitsmarkt legen Studierende mehr
Wert auf die Qualität und Richtung
ihrer Ausbildung und bestimmen zu-
nehmend bei allen Möglichkeiten der
Curriculumgestaltung mit. Auch lei-
tende Positionen (z.B. stellvertretende
Vorsitzende in Studienkommissionen)
werden von ihnen inzwischen wahrge-
nommen, was sicher auch zur Demo-
kratisierung und Qualifizierung des
freien „Studienmarktes" beiträgt. Ich
meine, dass auf diese Weise erst dem
Universitätsstudiengesetz voll Rech-
nung getragen wird, wenn es um die
Frage der Ausnutzung der spezifischen
Standortprofile in den einzelnen Fä-
chern geht. Auch die vorsichtige Ein-
führung des Baccalaureatsstudiums hat
gute Chancen, den Spielraum für
standortspezifische Studienschwer-
punkte erheblich zu verbessern und zu
erweitern. Alle Universitäten sollten
sich daher dieser Frage möglichst rasch
stellen und ein Optimum aus einem
allfälligen neuen Gesetz schöpfen,
wobei unterschiedliche Anworten je-
denfalls zulässig sein müssten.

Schwer plagen mich dagegen Aussa-
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gen, aus denen ein übergrosses Mit-
spracherecht des Ministeriums bei der
Einführung von Baccalaureatsstudien
abgeleitet werden kann. Ich bin über-
zeugt davon, dass nur bei
grösstmöglicher Autonomie die Uni-
versitäten zur Nutzung ihres Hand-
lungsspielraums bereit sein werden.
Man wird allenfalls bei den Budget-
verhandlungen darauf zurückkommen
müssen, denn eine breitere
Akademisierung im unteren Segment
kostet zunächst mehr Geld. Darüber
hinaus wird man sich aber mit Fragen
nach den Kosten der Diplom- und
Doktoratsstudien ebenso befassen müs-
sen.

Vor dem Hintergrund der Diskussion
um die Vollrechtsfähigkeit von Uni-
versitäten, um die Zulassung von pri-
vaten Universitäten, um Studienge-
bühren, Evaluierungsverfahren und
Qualitätssicherung (ect.) wäre es die
vornehmliche Aufgabe der strategi-
schen Organe des UOG 93, insbeson-
dere der Senate und Fakultäts-
versammlungen, sich auch der Frage
einer weiteren Differenzierung der
Studienabschlüsse zu widmen. Dies-
bezügliche Erfahrungen an meiner
Universität stimmen mich jedoch noch
nicht zuversichtlich. Allerdings ist die
Universität Salzburg gerade erst in die-
sen Zustand „gekippt" (29.1.99).

Vizerektor AssArof.Dr. H. Suida
Institut für Geographie
Universität Innsbruck

e-mail: hermann.suida@sbg.ac.at
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Das Baccalaureat
ein zumutbarer Anstoß zur Studienreform
Tilmann Reuther

Die Mitte 1998 durch die Sorbonner
Erklärung ausgelöste Diskussion über
die Einführung des Baccalaureats als
neue Form des Studienabschlusses an
österreichischen Universitäten hat bei
weitem nicht nur Zustimmung ausge-
löst, insbesondere nicht bei jenen, die
die Studienplanreform nach UniStG
schon weit vorangetrieben oder sogar
schon abgeschlossen haben. Dies ist
verständlich, aber wohl kein ausrei-
chender Grund zur Ablehnung. Ausge-
hend von der Prämisse, dass keine
Studienrichtung in das neue System
gezwungen wird, ist die Diskussion
über diesen Reformschritt also gene-
rell zumutbar, er muß aber im Einzel-
fall genau überlegt werden.

In erster Annäherung bedeutet das
Baccalaureat eine universitäre Ausbil-
dung ohne Diplomarbeit und damit
verbundene Spezialisierung im Fach.
Nimmt man den Gesetzesauftrag des
Zeitraums für die Abfassung der Di-
plomarbeit von sechs Monaten ernst,
und zieht man ein weiteres Semester
für die wissenschaftliche Spezialisie-
rung ab, so erscheint zumindest für die
8-semestrigen Magisterstudien ein 6-
semestriges Baccalaureatsstudium
planbar. Für Magisterstudien mit län-
gerer Dauer wird die Planung zuneh-
mend schwieriger und erfordert wohl
fallweise die Erstellung eigener
Curricula für das Baccalaureat.

Schon schwieriger ist die Frage des
Bildungs- bzw. Ausbildungsziels. An-
gesichts der Notwendigkeit lebenslan-
gen Lernens kann der Ansatz beim
Bildungsziel wohl nur generalistisch
sein und muß sowohl den qualifizier-
ten Umgang mit großen Datenmengen
(Fähigkeit zu kreativen Informations-
verarbeitung) wie eine Reihe von so-
zialen Schlüsselqualifikationen (Kom-
munikationsfähigkeit, Teamfähigkeit)
vermitteln. Der Erwerb von sogenann-
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ten Zusatzqualifikationen und nennens-
werter Praxiserfahrung wird im Kern-
bereich des Curriculums keinen Platz
finden, muß aber angeregt und organi-
satorischunterstützt werden. Das Aus-
bildungsziel wird daher noch stärker
berufsVORbildend sein als beim
Magisterstudium und beim Einstieg in
dieBerufsweltmiteinem„On-the-
job"-Training fortzusetzen sein. Damit wird
jedenfalls für jene Studierenden, die
im derzeitigen System bis in die Nähe
der Diplomarbeit kommen, dann aber
keinen Abschluss erreichen, weil sie
eine schnellere Erwerbstätigkeit vor-
ziehen, die Möglichkeit eines
zertifizierten Abschlusses eröffnet.

In Verbindung damit erscheint die
Baccalaureatsstufe alsguterAnstoß zur
Entwicklung des Weiterbildungs-
auftrags der Universitäten - als Ange-
bot zur Weiter- oder Umqualifikation
nach einigen Jahren Berufstätigkeit
oder für den Wiedereinstieg in eine
Erwerbstätigkeit nach anderen Ver-
pflichtungen.

Folgende Unsicherheiten sind mit der
Diskussion um das Baccalaureat ver-
bunden: die Studiengebührenfrage, die
Frage der „A"-Wertigkeit, die Standort-
frage.

Zur Studiengebührenfrage muß als Prä-
misse gelten, dass jedenfalls keine iso-
lierte Gebührenpflichtigkeit der Magi-
ster- und Doktoratsstudien in Frage
kommt. Im übrigen möchte ich meine
persönliche Ablehnung von Studien-
gebühren festhalten.

Zur Frage der „A"-Wertigkeit rege ich
den durchgehenden Übergang zu
Berufsqualifikationsprüfungen an. So-
mit: keine A-Wertigkeit nach dem
Baccalaureat, aber die Möglichkeit
dazu über On-the-job-Qualifikation.
Statt des formalen Vorbildungsprinzips
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sollte bei der Personalaufnahme insge-
samt verstärkt das Eignungsprinzip zur
Geltung kommen. Im übrigen kann für
den durchaus sensiblen Bereich der
Lehrerbildung angemerkt werden, dass
im derzeitigen System selbst nach ab-
geschlossenem Lehramtsstudium an
der Universität noch ein Berufsein-
führungsjahr (Unterrichtspraktikum) zu
absolvieren ist, bevor die A-wertige
Anstellung erreicht wird.

Zur Standortfrage: Hier gibt es durch-
aus berechtigte Befürchtungen, dass -
sobald das Baccalaureat eingeführt ist
- bestimmte Standorte in einzelnen
Studienrichtungen nur mehr bis zur
Baccalaureatsstufe ausbilden werden.
Ich halte diese Diskussion der
Schwerpunktfrage mit einer zusätzli-
chen Option für jedenfalls sinnvoller
als die Auflassung ganzer Magister-
und Doktoratsstudiengänge im derzei-
tigen System.

Insgesamt bin ich damit beim wesent-
lichen Punkt: Bei zuverlässiger Ver-
einbarung von Prämissen, die Ängste
ausräumen, eröffnen das Baccalaureat
und das dreistufige Studiensystem neue
Möglichkeiten, die genützt werden
können. Insbesondere dann, wenn auch
die gesamteuropäische Perspektive von
den Bildungsministerien weiter voran-
getrieben wird. Dies gehört auch zu
den Prämissen der laufenden Diskussi-
on.

Prof.Mag. T. Reuther
Institut für Slawistik

Universität Klagenfurt
e-mail: tilmann.reuther@uni-klu.ac.a t
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Geschlechtsspezifische Lehrinhalte
an der TU-Wien
Nothing ever burns down by itself, every fire needs a little bit of heip ...
Brigitte Ratzer

Am B. März 1999 findet an der TU
Wien eine Studienplan-Enquete statt.
Zum Datum passend - es ist der inter-
nationale Frauentag - befassen wir uns
auf der Veranstaltung mit der Umset-
zung des UniStG §3 (7), also der Ver-
ankerunggeschlechtsspezifischer Lehr-
veranstaltungen in den neuen TU-Stu-
dienplänen. Veranstalterinnen sind der
Arbeitskreis für Gleichbehandlungs-
fragen (AKG) an der TU Wien, das
Frauenreferat der HochschülerInnen-
schaft sowie das Institut für Technik
und Gesellschaft. Nun ja, denken jetzt
sicher einige, was kann es schon an
geschlechtsspezifischen Inhalten geben
in Naturwissenschaft und Technik. Sie
sind in guter Gesellschaft, läßt doch
auch Rektor Skalicky öffentlich wis-
sen, daß es seiner Ansicht nach in sei-
nem Haus keinen Bedarf an solchen

Inhalten gibt. Für die Gleichbehandlung bei der
Postenvergabe sorge der AKG, natur-
wissenschaftlich-technische Inhalte
seien bezüglich der Geschlechterfrage
neutral, denn nur auf Verantwortungs-
bewußtsein, intellektuelle Redlichkeit
und methodisch einwandfreies Arbei-
ten käme es an und schon ist die Welt
wieder in Ordnung. Ist sie nicht. Wir
schreiben das Jahr 1999. Seit mehr als
20 Jahren arbeiten Feministinnen dar-
an, Naturwissenschaft und Technik aus
Frauensicht zu erschließen. Die femi-
nistische Technikdebatte hat auch im-
mer wieder Impulse für die verschiede-
nen Fachgebiete und Bereiche wie
Wissenschaftsforschung, Wissen-
schaftssoziologie usw. gegeben und
umgekehrt Impulse aus vielen anderen
Fachgebieten bezogen. Um feministi-
sche Beiträge zu Naturwissenschaft und
Technik sinnvoll integrieren zu kön-
nen, müssen zunächst Grundlagen ge-
schaffen werden. Jene Grundlagen
nämlich, auf denen die vielfältigen
Ansätze der Feministinnen aufbauen.
Denn feministische Wissenschaft tut
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vor allem eines. Sie geht über die engen
Fachgrenzen hinaus.

Ausgangspunkt sei der augenfällige
Frauenmangel (- und das ist es schließ-
lich, was an der TU Wien herrscht:
Mangel an Frauen) schon bei den Stu-
dierenden, zur Debatte stehen also jene
„kleinen Unterschiede", die dazu füh-
ren, daß volljährige, mündige Bürge-
rinnen bei der Studienwahl gar nicht
erst auf die Idee kommen, Ingenieurs-
wissenschaften, Mathematik oder Phy-
sik könnten die geeignete Ausbildung
für sie sein.
Der Themenkatalog zu dieser Frage:
Grundlagen der Geschlechterfor-
schung, die Geschlechtertrennung am
Arbeitsmarkt und die Auswirkungen
von Technik auf die geschlechtsspezi-
fische Arbeitsteilung.

Sollen die geschlechtsspezifischen
Auswirkungen von Technik vom heu-
tigen Stand der Wissenschafts-
forschung aus zugänglich gemacht wer-
den, so muß der Zugang von zwei wei-
teren Seiten erfolgen.

A. Zunächst muß die Entstehung von
wissenschaftlichen Theorien und von
Technik (Technikgenese) analysiert
werden. Unter dem Titel „Social
Construction of Technology (SCOT)"
bzw. „Social Shaping of Technology
(SST)" wurde seit den frühen 80er Jah-
ren der Formungsprozeß von Techno-
logien zum Forschungsgegenstand.
Zentrale Fragen sind der enge Zusam-
menhang zwischen der Produktion
technischer Gegenstände und ihrem
Gebrauch, die netzwerkartigen Struk-
turen großtechnischer Systeme und die
Organisation von „Big Science". Ein
Ergebnis der Technikgeneseforschung
vorweg: Technische Artefakte (Bau-
werke, Maschinen, Computersyste-
me....) spiegeln die Sichtweise der an
ihrer Produktion Beteiligten wieder,
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also auch Ausschluß, Marginalisierung,
Ausgrenzung (unter anderem von Frau-
en). Ob absichtlich oder nicht, wir su-
chen uns für unsere Technologien
Strukturen aus, die Einfluß darauf ha-
ben, wie Leute zur Arbeit gehen, kom-
munizieren, reisen, ihre Freizeit ver-
bringen usw. Die Frage ist, wie wir
diese Strukturen wählen.

B. Die Folgen von neuen Technologi-
en sind ebenfalls seit langem Gegen-
stand wissenschaftlicher Forschung.
Mit dem Instrumentarium der Technik-
folgenabschätzung (TA) läßt sich auch
die Frage geschlechtsspezifischer Aus-
wirkungen bearbeiten. Bis heute reicht
es an der TU Wien aber zu nicht mehr
als einem Freifach. Wie alle obigen
Fachgebiete, so hat das breite Spek-
trum der TA auch noch eine Reihe
anderer interessanter Inhalte und Mög-
lichkeiten zu bieten: von Zukunfts-
Delphis über innovative TA als Be-
gleitung bei der Produktentwicklung
bis zu partizipativen Ansätzen bei öf-
fentlichen Diskursen oder der Imple-
mentierung neuer Technologien.

Als sprichwörtliche Ausnahme von der
Regel gibt es an der TU eine Studien-
richtung, wo von einem Frauenmangel
bei den Studierenden keine Rede sein
kann, nämlich die Architektur (ca. 50%
Studentinnen). Dort tritt die Unter-
repräsentation von Frauen erst im Be-
reich des Mittelbaues und der
ProfessorInnenschaft (Splitting erst seit
neuestem nötig, die erste Architektur-
professorin ist seit Februar 1999 im
Haus) zutage. Daher: soziale Organi-
sation von Forschung als Reflexions-
thema. Wie funktioniert wissenschaft-
liche Forschung, was ist ihre Geschich-
te, welches sind die System-Mängel,
die den oben genannten Zustand her-
vorrufen. Was den angenehmen Ne-
beneffekt hat, daß auch gleich erfahr-
bar wird, was unter kognitiven und
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sozialen Hierarchien zu verstehen ist,
was die Normen der scientific
community sind, wie wissenschaftli-
che Fragestellungen und mitunter der
„Stand der Wissenschaft" zustande
kommen.

Nächster Punkt: unsere Vergangenheit.
Dereinst Ausgangspunkt feministischer
Studien über die Beziehung von Frau-
en und Technik. Wäre die Geschichte
unserer Fächer Teil des Studienplanes,
wir hätten eine größere Chance, Na-
men wie Mileva Einstein, Marie Paulize
Lavoisier oder Rosalind Franklin zu
begegnen, mit anderen Worten, der
Geschichte von Frauen in Naturwis-
senschaft und Technik. Wichtige Fra-
gen, wie z.B. des Zusammenhanges
zwischen Naturwissenschaft, Technik
und Militär (Atombombe, Kampfgase,
Waffentechnologie, Prachtboulevards
fürMilitäraufmärsche..... ), ergeben sich
in der Geschichte unserer Fächer fast
von selbst. Und: es macht durchaus
Sinn, auch mal naturwissenschaftliche
oder technische „Irrtümer" und Sack-
gassen zu besprechen.

Last but not least:
Fragen der Philosophie und der Ethik.
Ich verstehe nicht, warum in unserer
Ausbildung die banalen Fragen „Was
tue ich?" und „Warum tue ich das?"
keinen Platz haben. Wir geben jungen
Menschen ein ganz erhebliches
Gestaltungspotential in Form einer
technischen Ausbildung, gleichzeitig
aber keinerlei Anhaltspunkte, nach
welchen Kriterien dieses Potential ver-
wendet werden sollte. Feministische
Ethik bietet, wie auch eine Reihe ande-
rerphilosophischerundethischerDenk-
schulen, die Möglichkeit der Ausein-
andersetzung mit der eigenen Verant-
wortung.

Es geht bei einer Integration solcher
Inhalte in die technischen Studiengän-
ge nicht nur darum, Frauen eine leich-
tere Identifikation mit dem gewählten
Studienfach zu ermöglichen. Es geht
auch darum, daß hier Männer ausgebil-
det werden, die nicht gelernt haben, bei
ihren Konstruktionen Frauen und de-
ren Alltag mitzudenken. Die nicht ge-
lernt haben, die Folgen ihres Handelns
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schon in der Konstruktion und nicht
erst in der Verwendung eines Produk-
tes zu sehen. Wir haben also ein zwei-
faches „Fraueninteresse" an den Studi-
enplänen, nämlich
1. daß unsere Geschichte, unsere
wissenschaftstheoretischen Inhalte und
fachspezifischen Beiträge als Teil der
Universitätsausbildung anerkannt und
integriert werden - siehe UniStG § 3 (7)
und
2. daß die Absolventinnen der TU fä-
hig sind, umwelt- und sozial-
verträgliche Technologien zu entwik-
keln.

Nun weiß ich schon, daß das Argument
„wir Frauen wollen das" kein beson-
ders schlagkräftiges ist, besonders,
wenn die Mehrheitsverhältnisse so sind,
wie an der TU Wien. Es wäre mir aber
in jedem Fall ein Anliegen, noch ein
paar andere Aspekte einer Erweiterung
des Studienangebotes im Pflicht- und
Wahlpflichtbereich aufzuzeigen.

1. TU ~ FH. Ich gehe davon aus, daß
wir alle von einer universitären Ausbil-
dung (die uns immerhin die Elite des
Landes beschert) verlangen, daß sie
verantwortliche Menschen mit einem
umfassenden Wissen über das eigene
Tun hervorbringt. Was unterscheidet
einen TU-Absolventen, der nicht weiß,
in welchem Maße sein technisches
Handeln auch sozial geprägt ist, der
sich nicht über mögliche Folgen seiner
Tätigkeit strukturiert Gedanken ma-
chen kann, von einem Fachhochschul-
Absolventen? Wozu eine so lange Aus-
bildung, wenn deren Inhalt nicht dazu
befähigt, sozial und ökologisch ver-
trägliche Technik zu konstruieren?
Wenn wir gute Absolventinnen wol-
len, vor deren Praxis wir uns nicht
fürchten müssen, dann gehörten die
oben genannten Wissensgebiete sicher-
lich zur Grundlagenausbildung dazu.

2. In Zeiten von GründerInnenoffen-
siven:
Breit geschulte Technikerinnen haben
ein besseres Rüstzeug für die immer
stärker geforderte Neue Selbständig-
keit. Wer fähig ist, eine Technologie
als Teil ihrer sozialen, ökologischen,
ökonomischen usw. Umgebung zu se-
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hen, kann auch umgekehrt mit Blick
auf bestimmte Nischen Technologien
entwerfen oder anpassen. Eine breitere
Ausbildung ist daher nicht zuletzt auch
arbeitsplatzrelevant- und das trifft sich
ganz gut mit den Bestrebungen des
Gesetzgebers im UniStG §2 (1): [Bil-
dungsziel ist auch] der Transfer neuer
wissenschaftlicher (...)Erkenntnissein
die Arbeitswelt.

3. Eine kostenlose Ausbildung muß
nicht gleich umsonst sein. Wir bilden
an unserer Universität Menschen aus,
die für die Gesellschaft der Zukunft
gerüstet sein müssen. Was für uns viel-
leicht noch Schlagwort geblieben ist -
Interdisziplinarität, Transdiszi-
plinarität, Lebenslanges Lernen, Ak-
teurs-Netzwerke,..... wird für diese
Menschen zur Realität. Es ist an den
Universitäten, jungen Menschen das
Werkzeug mitzugeben, das sie im näch-
sten Jahrtausend brauchen werden.

4. Das Eis schmilzt bereits. Es zeigt
sich heute immer stärker, daß Femini-
stinnen sehr wertvolle Anregungen und
Beiträge für die modernen Naturwis-
senschaften und Ingenieursdisziplinen
liefern. Wenn sie auch von der Masse
der männlichen Wissenschafter noch
weitgehend ignoriert werden, so fin-
den sich mittlerweile einige herausra-
gende Wissenschafter, wie etwa der
Experimentalphysiker Prof. A.
Zeilinger, die in den Beiträgen von
Feministinnen ein wertvolles Potential
entdecken und nutzen. Und feministi-
scher Forschung damit den Stellenwert
einräumen, den sie haben sollte: näm-
lich als integraler Bestandteil der Dis-
kussionen und Praktiken an den Uni-
versitäten.

5. Der allseits beliebte internationale
Vergleich. Er zeigt, daß Institutionen
wie etwa die ETH Zürich, die TU Mün-
chen oder TU Berlin bei der Herein-
nahme der obigen Inhalte schon um
einige Schritte voran sind. So hat Prof.
Helga Nowotny an der ETH einen ei-
genen Lehrstuhl für Wissenschafts-
philosophie und Wissenschaftfor-
schung, und es scheinen im Vorlesungs-
verzeichnis Fächer wie „Einführung in
die Wissenschaftsforschung", „Spit-
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zen-forschung im gesellschaftlichen
Kontext", „Wissen schaffen: entwik-
keln, verbreiten, erklären, begründen",
„Wissenssysteme in der Gesellschaft",
„Eigene. Forschung:
Nachbardisziplinen, Gesellschaft, Leh-
re" auf. An der TU München ist es
möglich, ein Masterprogramm „Sozial-
wissenschaft der Technik" zu absol-
vieren, das u.a. wie folgt angekündigt
wird: „Die zunehmende Verquickung
technischer Systeme mit sozialen und
rechtlichen Prozessen, sowie die in den
vergangenen Jahrzehnten erfolgte Po-
litisierung der Technik sind nicht rück-
gängig zu machen. Ihr Verständnis muß
darum zum integralen Bestandteil der
Ausbildung in den Ingenieur- und Na-
turwissenschaften werden, wie dies der
VDI (Verein Deutscher Ingenieure,
Anm.) schon seit Jahren fordert." Mit
anderen Worten: Forschung und ge-
sellschaftliche Entwicklung der letz-
ten 20 Jahre sollten bei der Erstellung
neuer Studienpläne nicht ignoriert wer-
den.

Vielleicht ist es in ein paar Jahren selbst-
verständlich, im Rahmen der Ausbil-
dung zu lernen, warum es frauen-
feindlich ist, wenn ich den Fußgänger-
und öffentlichen Verkehr verlangsa-
me, behindere, benachteilige. Schon
mehren sich die Anzeichen, daß bei der
Ausbildung zum/r Informatiker/in das
Erkennen der eigenen sozialen
Gestaltungsmacht Teil der Ausbildung
wird. In anderen Bereichen wie Elek-
trotechnik, Maschinenbau, aber auch
Chemie und Physik stehen wir erst am
Anfang einer solchen Entwicklung.
Und gerade dort ist es eminent wichtig,
die wissenschaftstheoretischen Grund-
lagen zu vermitteln, die das eigene
Handeln im gesellschaftlichen Kon-
text zeigen. Die hier vorgestellten Vor-
schläge zur Studienplanreform sind,
wie gezeigt werden konnte, eigentlich
schon überfällig. Ich bin daher sicher,
daß eine Umsetzung in allen Studien-
plänen möglich ist. Und bin daher op-
timistisch, daß es künftig keinen an der
TU Wien ausgebildeten Rektor mehr
geben wird, der vermutet, daß „femini-
stische Lehrveranstaltungen nur den
Frauenanteil in diesen Fächern, jedoch
kaum im Maschinenbau" erhöhen wer-
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den - oder daß dies überhaupt der Sinn
solcher Lehrangebote sei.
Wie heißt es so schön: Heimat bist du
großer Söhne. - Und sonst nix?

1.Das Zitat von Prof. Skalicky stammt aus
Heureka, der Wissenschaftsbeilage vom
Falter im Dezember 1998.
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Der Arzt als Portier am Eingang und
Ausgang des Lebens
Selbst(de)terminatio:n, Selbstdetermination - Selbsttermination
Franz Lackner

Wenn gleich Geburt und Tod natürli-
che Vorgänge sind, hat der Mensch
über Jahrtausende versucht, Qualität
und Quantität des dazwischenliegen-
den Lebens zu verbessern. Die Ent-
wicklung der Reproduktionsmedizin
bringt ungeahnte Möglichkeiten mit
sich, während wir fast grotesk erschei-
nende Szenarien täglich in der Zeitung
lesen können. Das Ende des Lebens
wird nun nur mehr zum Teil durch die
Biologie, zum anderen Teil aber durch
die Leistungen der Heilkunst bei Prä-
vention und Bekämpfung von Krank-
heiten bestimmt.

Die Möglichkeit, die Zahl der Gebur-
ten, ja sogar das Geschlecht zu beein-
flussen, sowie die Erhöhung der Le-
bensdauer haben selbstverständlich
enorme sozio-politische Einflüsse, de-
ren Schwerpunkt nicht zuletzt bei der
Allokation von Ressourcen liegt. In-
nerhalb der Finanzierungsmöglichkeit
der Gesundheitsfürsorge hat sich über
das klassisch Kurative hinaus die Fra-
ge ergeben, hat nicht der Mensch auch
das Recht auf Konditionierung, auf das
„Anwählen" eines ganz bestimmten
psychischen oderphysischen Zustands,
und in diesem Kontext nicht auch die
Chance und das Recht, von seinem
Leben in würdevoller Weise befreit zu
werden? Hat er dieses Recht nicht auf
jeden Fall dann, wenn unheilbare
Krankheit und Schmerz ihn in einen
Zustand versetzen, der für viele mit
einem würdevollen Leben nicht ver-
einbar ist?

Warum diese Debatte jetzt aufkommt,
ist leicht zu erklären. Einerseits bietet
die sogenannte „high tech"-Medizin
Möglichkeiten, Patienten physisch in
einer Weise am Leben zu erhalten,
wobei Prognose und damit verbunden
Qualität als Zielparameter nicht immer
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zur Verfügung stehen. Dieser zeitli-
chen Lebensverlängerung schlägt in
vielfacher Weise die Ressourcen-
problematik entgegen, welche die Ko-
sten solcher exzessiven medizinischen
Maßnahmen nicht mehr garantieren
kann oder will, sondern sogar unter der
versicherungsarithmetischen Lebens-
verlängerung derPensioniertenalsLast
für die im aktiven Arbeitsprozess Be-
findlichen kapitulieren muß.

Beim Europarat wurde am 15. Septem-
ber 1995 in Straßburg ein Bericht mit
dem Titel „Bereitstellung von Pflege
und Hilfe für terminal Kranke und Ster-
bende bei Respektierung ihrer Wün-
sche und Rechte" eingebracht. Das
Dokument, das vom Komitee für So-
ziale, Gesundheits- und Familienange-
legenheiten bearbeitet wurde, stellte
fest, daß auf dem Gebiet der Euthana-
sie in den Mitgliedsstaaten keine be-
friedigenden gesetzlichen Lösungen
existierten. Die Gesellschaft könnte na-
türlich weiter eine klare Stellungnah-
me verweigern und unter dem Schleier
des Schweigens bei Extremfällen so
verfahren, daß alle inhärenten Risken
des Mißbrauches weiter bestehen. An-
derenfalls sollte man eine klare Rege-
lung für die Beendigung (Termination)
des Lebens treffen. Der Vorschlag lau-
tete, die Euthanasie zu entkri-
minalisieren, unter der Voraussetzung,
daß volljährige Patienten einverstan-
den wären, in Fällen von unheilbarer
und terminaler Krankheit, in welchen
der Tod in Kürze zu erwarten wäre und
die mit untragbaren Leiden verbunden
wären, solche für aktive Sterbehilfe
frei zu geben. Die auch in Österreich
immer mehr Platz greifende Debatte -
es sei an die sonntagabendliche Fern-
sehdiskussion erinnert, in der auch füh-
rende Ärzte, Politiker und Philosophen,
wenngleich von Kollegen nicht
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unbeeinsprucht, Forderungen in diese
Richtung gehend erhoben, hat einen
Multiplikatoreffekt gebracht.

Selbstverständlich ist dies eine in der
Allgemeinheit zu führende Diskussi-
on, wie überhaupt ethische Probleme
in der Medizin soweit schon erwähnt,
aber etwa auch die Allokation von ein-
maligem und kostbarem Gut, wie
menschlichen Organen, berücksichti-
gend nicht von paternalistischen Medi-
zinern, sondern von der Gesellschaft
geführt werden muß.

Der Arzt ist aber in diesem Kontext
nicht nur Mitglied der Gesellschaft, als
Patient Betroffener, sondern er muß
auch zum Vollstrecker solcher Maß-
nahmen werden, sollte sich der Staat
dafür entscheiden.

Alte und kranke Patienten, auf die das
bisher Gesagte zutrifft, finden sich zu-
meist in Alters- oder Pflegeheimen,
sowie in städtischen Spitälern und Lan-
deskrankenhäusern. Für die Reflexion
und Diskussion dieser Probleme kommt
jedoch auch dem universitären Sektor
eine besondere Verantwortung zu, noch
dazu wo Expertisen, etwa über psychi-
schen Zustand, Schmerzperzeption so-
wie Scoring und Prognoseerstellung
Domäne von akademischen Einrich-
tungen sind.
Aber noch ein anderes Moment ruft
universitäre Institutionen auf den Plan.
Schließlich sind unter dem Dach der
Universität noch immer Fakultäten
vereinigt, welche zusammen mit der
Medizin, Theologie, Philosophie und
Rechtswissenschaft, methodisch in der
Lage sind, das stets zu beobachtende
Nachhinken ethischer Reflexion hinter
technischen Fragen und Machbarkei-
ten einigermaßen in den Griff zu be-
kommen.
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So existiert in Wien ein interfakultäres
Institut für Ethik in der Medizin, wel-
ches als akademisches Gremium beru-
fen erscheint, Vorreiterrolle bei der
organisierten Bewältigung dieser weit-
reichenden Probleme zu übernehmen.

Dem Standpunkt des Arztes, der sich
im Rahmen seines hypokratischen Ei-
des darauf beruft, keine aktive Tötung
herbeiführen zu dürfen, wird das Selbst-
bestimmungsrecht des Patienten ge-
genübergestellt. Es wird an ihn die
Forderung gerichtet, bei entsprechen-
dem Patientenwunsch mit seinen Mit-
teln und Fähigkeiten einen würdevol-
len Tod herbeizuführen, der nicht nach
einem Fenstersprung einen zerschmet-
terten und entstellten Körper oder ei-
nen persistierenden vegetativen Zu-
stand nach einem mißglückten Selbst-
mordversuch durch Medikamenten-
überdosierung hinterläßt.

Das Institut für Ethik in der Medizin
wird über die Schiene einer
Nationalratsabgeordneten bei der par-
lamentarischen Versammlung des Eu-
roparates, das zu dem Thema „Schutz
der Menschenrechte und der Würde
von terminal Kranken oder Sterben-
den" versucht, Alternativen zur akti-
ven Sterbehilfe aufzuzeigen und somit
einen positiven Weg zu empfehlen.

Es wird festgestellt, daß die aktive
Tötung unter Herbeiziehung oder
Involvierung eines anderen (Arztes)
auch nicht durch das Selbstbestim-
mungsrechtgerechtfertigtwerden kann.

Eine Erniedrigung der Hemmschwelle
des Tötungsverbotes wäre fatal. Ist das
Tötungsrecht in der Selbstverteidigung
ja schon notwendig, so werden heute
mehr denn je Tötungen durch Verhän-
gen der Todesstrafe oder Beginnen
eines Krieges nur mehr große Reser-
ven akzeptiert. Bei Mißbrauch muß
nicht auf die Erfahrungen im Dritten
Reich oder Rußland hingewiesen wer-
den, sondern die zugegebenen Fehllei-
stungen des holländischen Modells
sprechen klar gegen eine solche Über-
schreitung des Rubicons.

Weiters bringt diese Selbstbestimmung
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die Involvierung eines weiteren Indivi-
duums mit legitimen ethischen Interes-
sen, nämlich eines Arztes, mit sich, der
sich dann in der Rolle des Exekutors
findet. Außerdem wird mit dem Tod
die weitere Möglichkeit zur Realisie-
rung von ethischen Werten zerstört.
Selbst wenn das Leben nicht das höch-
ste Gut ist, wie manche Euthanasie-
befürworter meinen, ist es immer noch
die Grundlage für das Fortbestehen al-
ler anderen Werte.

Zu diesen eher theoretischen Überle-
gungen kommt jedoch die ganz reale
Gefahr, die Problematik der immer
knapper werdenden Ressourcen mit
Hilfe ethisch motivierter Selektions-
verfahren zu lösen.

Es wird anerkannt, daß auch in Öster-
reich viele unheilbar Kranke und Alte
in ihrer schwierigen Situation alleinge-
lassen, von der Familie nicht mehr ver-
sorgt und von der Gesellschaft mensch-
lich und medizinisch im Stich gelassen
werden. Die Umsetzung der europäi-
schen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten
vom 4. November 1995 verlangt, daß
der grundsätzlich festgehaltene Lebens-
schutz angesicht der neuen Herausfor-
derung für schwerst Langzeitkranke
und Sterbende in besonderer Weise
einer Konkretisierung benötigt.

Daher wird als positiver Ansatz mit
allem Nachdruck die Einsetzung der
sogenannten Palliativmedizin verlangt.
Unter diesem Begriff versteht man die
lindernde Medizin, deren Hauptziel bei
der Behandlung von Patienten einer
nicht mehr heilbaren und fortgeschrit-
tenen Erkrankung mit begrenzter Le-
benserwartung, die umfassende
Schmerzstillung, Symptomenkontrolle,
Begleitung und die Lebensqualität ist.

So wird in dem Dokument vorgeschla-
gen: „Bei vollem Verfügungsrecht ei-
nes Patienten in Bezug auf nicht er-
wünschte Behandlung, exzessive Maß-
nahmen oder unangemessene Verfah-
ren ihm mit Hilfe der Palliativmedizin
ein Sterben in Würde zu garantieren.
Forschung, Ausbildung und breite
Schulung soll mit allen Kräften geför-
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dert werden und es soll dafür gesorgt
werden, daß der jeweils neueste wis-
senschaftliche Stand dieses neuen
Zweiges der Heilkunde auch in die
Praxis umgesetzt wird." Hier ist auch
die Universität gefordert, dem Medi-
zinstudenten schon zu einem sehr frü-
hen Zeitpunkt dieses Problembewußt-
sein zu vermitteln, beim Medizinstudi-
um begleitend ihn auch praktische Er-
fahrungen sammeln zu lassen, so daß
einer gereiften ärztlichen Persönlich-
keit nicht nur das inhärente ethische
Empfinden, sondern auch das Know-
how und die forschungsbedingten Fort-
schritte zu Gute kommen zum Wohle
des Patienten, dem er sonst nicht mehr
helfen kann.

ao.Univ.-Prof.Dr. F. Lackner
Klinik für Anästhesie und

Allgemeine Intensivmedizin
AKH Wien

e-mail: Franz.Lackner@akh-wien.ac.a t
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Laufbahnmodell - einmal anders
am Beispiel Ecole polytechnique in Montreal l
Gerhart Braunegg

Das vorliegende Laufbahnmodell für
Professoren, das die beiliegende Gra-
fik erläutert, findet an der Ecole
Polytechnique de Montreal, Quebec,
Kanada, Anwendung. Das vorgestellte
Modell kann nicht linear auf österrei-
chische Verhältnisse übertragen wer-
de, schon weil die Finanzierungs-
möglichkeiten des ökonomischen Um-
felds sehr divergieren. Es geht hier
darum einen Impuls zu liefern, eigene
neue Wege zu entwickeln, sowohl was
Anreize betrifft, Qualitätsüber-
prüfungen und -beurteilungen, flexi-
blere Gewichtung von Forschung und
Lehre im Laufe des Universitätslehrer-
daseins etc. Die letzten im BUKO-Info
publizierten „Überlegungen" zu die-
ser Diskussion wurden im Heft 98/2
u.a. von SektChefDr. Höllinger ange-
stellt.

An der Ecole polytechnique in Montre-
al gibt es ein dreigliedriges Studien-
system, in dem der erste Studienab-
schluß mit dem Baccalaureat nach sechs
Semestern erreicht wird. Etwa 50-60%
der Studenten (im Durchschnittsalter
von 21-22) verlassen nun die Universi-
tät. Der Rest studiert fachvertiefend
weiter. Nach weiteren 4 Semestern ist
das Magisterium erreicht (durchschnitt-
lich im 23.-25. Lebensjahr), der Zu-
gang in Richtung Doktorat wird (über
den Notendurchschnitt, Zulassung nur
durch die Departmentskonferenz nach
Vorschlag durch ass. prof., ao. prof.
oder füll prof.) stark eingeschränkt.
Nunmehr widmet sich der zeitlich be-
fristet beschäftigte „scientist" unter
Anleitung seines Doktorvaters vorzugs-
weise der Forschung auf dem For-
schungsgebiete seines Professors. Da-
neben ist er zur Absolvierung von „post-
grad"-Lehrveranstaltungen verpflich-
tet, wobei eine fest vorgeschriebene
Anzahl von Prüfungen pro Semester
abzuschließen ist. Der Notendurch-
schnitt und der wissenschaftliche Fort-
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schritt bei den Forschungsarbeiten sind
entscheidend für den Verbleib. Die
Dienstposten für die „scientists" wer-
den zum überwiegenden Teil durch
Forschungsprojekte gesichert, einen
Teil stellt die Universität direkt zur
Verfügung. Durch das Angestellten-
verhältnis werden auch länger andau-
ernde Forschungsarbeiten im Rahmen
der Dissertation möglich, was sich in
einer sehr hohen Qualität dieser Arbei-
ten niederschlägt.

Mit Erreichen des Doktorates (ca. etwa
6 Semester später - wenn eine Karriere
als Professor angestrebt wird, sollte es
im 26. spätestens 27. Lebensjahr er-
reicht werden) verbleiben einige weni-
ge PhDs (Entscheidung erfolgt nach
Qualifikation, offenen Positionen etc.
i n der Departmentskonferenz) an der
Ecole. Diese werden entweder auf ei-
nen verfügbaren freien Posten für ei-
nen „assistant Professor" übernommen,
womit dann auch Lehrverpflichtung
gegeben ist, oder sie werden „senior
scientists" und sind damit ausschließ-
lich in der Forschung eingesetzt. In
beiden Fällen handelt es sich um einen
besonderen Angestelltenvertrag mit
erhöhtem Kündigungsschutz, der einer
Leistungsüberprüfung unterliegt. So
wird beim „assistant Professor" die
Qualität der Lehre durch eine jährliche
Evaluierung überprüft und in bezug
auf die Forschungstätigkeit muß der
Publikationsdurchschnitt des Depart-
ments an Quantität und Qualität im
mehrjährigen Schnitt zumindest er-
reicht werden. Vom „senior scientist":
muß der Publikationsdurchschnitt an
Quantität und Qualität im mehrjähri-
gen Schnitt deutlich übertroffen wer-
den. Das Anfangsgehalt für den
„assistant Professor" liegt gleich hoch
wie jenes für den „senior scientist",
allerdings wird die Lehrtätigkeit beim
„assistant Professor" je nach Belastung
extra abgegolten. Es handelt sich um
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parallele Karrieremöglichkeiten - mit
oder ohne Lehrbelastung. Bewährtsich
ein „assistant Professor" nicht in der
Lehre, hat aber ausgezeichnete
Forschungserfolge aufzuweisen, so
kann er (auch gegen seinen Willen) in
die Gruppe der „senior scientists" über-
stellt werden. Andererseits ist es aber
auch möglich, aus der Gruppe der
„senior scientists" in die Professoren-
gruppe überstellt zu werden (eigener
Antrag, besondere Leistungen als Vor-
aussetzung; Entscheidung beim Rek-
tor nach Antrag des Departments).

Der Aufstieg vom „assistant Professor"
über den „associated Professor" bis zum
„füll Professor" ist für jeden Dienst-
posten gegeben. Die Karriere wird ei-
nerseits durch das Dienstalter, ande-
rerseits durch die erbrachte Leistung
geregelt. In der Position eines „assistant
Professors" verbleibt man durchschnitt-
lich vier bis sechs Jahre (30.-33. Le-
bensjahr), dann erfolgt die Ernennung
zum „associate Professor". Auf dieser
Stufe der Karriere werden durchschnitt-
lich zehn bis fünfzehn Jahre verbracht
(40. bis 48. Lebensjahr), dann erfolgt
die Ernennung zum „füll Professor".
Leistungskriterien verkürzen oder ver-
längern das jeweilige Stadium. Die Po-
sitionen unterscheiden sich in der Be-
zahlung, nicht aber in den Rechten und
Pflichten. Die letzteren beiden Positio-
nen sind praktisch unkündbar, wenn
nicht bei den Evaluierungen mehrjäh-
rige Leistungsmängel festgestellt wer-
den. Ist dies der Fall, so kommt es
zunächst zu einer Gehaltseinbuße (10%
für ein Jahr), dann im 3. Jahr mangel-
hafter Leistung bis zu 40 % Gehalts-
einbußeundschließlich zur Kündigung.

In besonderen Fällen (z.B.: besondere
Wichtigkeit eines bestehenden
Forschungs- und Lehrgebietes oder
Aufbau eines neuen Gebietes) kann
einem „associated Professor" oder „füll
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Bericht aus Serbien
Zoran Milutinovic

Ende Mai des vorigen Jahres hat das
serbische Parlament das neue
Universitätsgesetz verabschiedet, durch
welches die Autonomie der Universi-
tät vollkommen aufgehoben wurde. Es
besteht überhaupt kein Zweifel, daß
die Beweggründe für die Verabschie-
dung dieses Gesetzes politischer Natur
sind: die serbischen Universitäten und
vor allem die Universität Belgrad wa-
ren und sind immer noch der Kern des
Demokratisierungsprozesses der ge-
samten Gesellschaft. Im Verlauf der
Parlamentsdebatte über dieses Gesetz
sprach Ratko Markovic, der serbische
Vizepremier, von „Töpfen und Triller-
pfeifen", den gängigsten Instrumenten
für die Lärmproduktion während des
viermonatigen Studentenprotests ge-
gen den Wahlbetrug 1996/97. Die von
der Regierung ernannten Dekane wa-
ren in ihren Äußerungen noch direkter:
der Dekan der Philologischen Fakultät
sagte am zweiten Tag nach seinem
Amtsantritt in einem Rundfunkinter-
view, das Gesetz sei „ein verzweifelter
Versuch, die Universität vor der De-
mokratisierung zu retten", und der
Dekan der Elektrotechnischen Fakul-
tät erklärte anläßlich der Suspension
eines Professors öffentlich, daß er „auf-
grund einer Liste handle, die ihm vom
Staatssicherheitsdienst anvertraut wur-
de". Dieses Gesetz ist also ein Rache-
akt der Regierung für den Protest 1996/
97, aber auch ein Instrument, das jede
zukünftige öffentliche und politische
Tätigkeit der an der Universität Leh-
renden unterbinden wird.
Diesem Gesetz zufolge, das klamm-
heimlich vorbereitet und erst bei der
Parlamentssitzung, bei der es auch ver-
abschiedet wurde, publik gemacht
wurde, werden alle Verwaltungsorgane
der Fakultäten von der Regierung er-
nannt und abberufen. Das Ernennungs-
verfahren der Mitglieder der
Verwaltungs- und Aufsichtsräte sowie
der Dekane und Rektoren kann seitens
der Lehrenden nicht einmal durch ei-
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gene Vorschläge beeinflußt werden.
Daß ihre Ernennung von der Unterstüt-
zung der Fakultäten und Universitäten
abhängen könnte, an denen sie tätig
sind, wie dies in Ländern üblich ist, in
denen diese Ämter ebenfalls durch ei-
nen Regierungsbeschluß besetzt wer-
den, davon ist im neuen Gesetz nicht
einmal andeutungsweise die Rede.

So bestand überhaupt kein Zweifel,
daß die Mitglieder der Verwaltungs-
organe ebenso wie die Dekane und
Rektoren nach politischen und nicht
nach fachlichen und professionellen
Kriterien ernannt würden. Aus der nach
der Verabschiedung des Gesetzes ver-
öffentlichten Liste der neuen Amtsträ-
ger geht hervor, daß es sich fast aus-
nahmslos um herausragende Mitglie-
der der drei regierenden Parteien han-
delt. Dieser Umstand ist für die Fakul-
täten vor allem wegen der Befugnisse
der Dekane relevant. Dem neuen Ge-
setz nach liegt es in der ausschließli-
chen Zuständigkeit des Dekans, wel-
che Professoren und Assistenten be-
schäftigt oder entlassen werden. Die-
ser allein entscheidet darüber, wer neu
eingestellt bzw. wessen Arbeitsvertrag
verlängert wird, und es besteht kein
Organ an der Fakultät - wie etwa der
frühere Rat für Lehre und Forschung,
dessen Mitglieder alle Professoren und
Assistenten waren - das zumindest eine
Erklärung für die Beschlüsse des De-
kans fordern könnte. Es liegt auf der
Hand, daß die auf diese Weise ernann-
ten Dekane bei der Wahl neuer und der
Verlängerung der Arbeitsverträge mit
den bisher beschäftigten Professoren
sich ebenfalls von politischen und nicht
von fachlichen oder professionellen
Kriterien werden leiten lassen. Dies ist
lediglich eine der Befugnisse, wenn
auch zweifellos das wichtigste, die dem
Dekan durch das neue Gesetz gegeben
geworden sind. Nach der Verabschie-
dung des Gesetzes folgte eine Lawine
von Pressekommentaren, und ein Kol-
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lege bemerkte recht zynisch, daß auf
der Liste der Befugnisse des Dekans
nur noch das „Recht auf die Hochzeits-
nacht" fehle. All dies läßt sich kürzer
und präziser durch die Feststellung zu-
sammenfassen, daß der Dekan alle er-
denklichen Vollmachten hat: von der
internen OrganisationderFakultät, über
die Ernennung der Lehrstuhlvorstände
bis hin zur Änderung von Lehrplänen
und -programmen. In diesem Gesetz
ist nicht eine einzige Spur von Autono-
mie für die serbischen Universitäten
geblieben.

Besonderen Aufruhr erregte der letzte
Gesetzesartikel bzw. Artikel 165, der
offenbar in letzter Minute hinzu-
geschrieben wurde. Alle Beschäftigten
an den Universitäten, einschließlich
jener Professoren und Assistenten, die
bereits vollkommen gültige Arbeits-
verträge haben, sind verpflichtet, bin-
nen 60 Tagen nach Veröffentlichung
des Gesetzes neue Verträge zu unter-
zeichnen. Obwohl dieser Artikel ver-
fassungswidrig ist und auch gegen ei-
nige andere Gesetze verstößt, wurde er
vom Parlament angenommen. Das
Universitätsgesetz ist zweifelsohne
darauf ausgerichtet, all jene, die ihm
kritisch gegenüberstehen, öffentlich zu
demütigen, indem sie gezwungen wer-
den, einen schriftlichen Beweis für sei-
ne Annahme sowie für ihre Loyalität
gegenüber dem Regime zu erbringen.

Die Dekane hingegen sind durch das
Gesetz nicht verpflichtet, diese Verträ-
ge gegenzuzeichnen. Praktisch bedeu-
tet dies, daß durch Nichtunterzeichnung
der neuen Verträge den Dekanen die
Möglichkeit gegeben wird, entgegen
jeglicher legalen Prozedur, andersden-
kende Kollegen willkürlich von den
Fakultäten zu verbannen. Die meisten
serbischen Dekane haben von diesem
Recht nicht Gebrauch gemacht, aber
eben nicht alle. Der Dekan der Philolo-
gischen Fakultät erklärte in dem be-
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reits erwähnten Interview, es kümmere
ihn nicht, wer mit ihm diesen Vertrag
unterschreiben wolle, sondern nur,
wessen Vertrag er selbst nicht unter-
schreiben werde. Alles deutet darauf
hin, daß die jetzige Universität, mit den
dort lehrenden Professoren und Assi-
stenten, praktisch aufgelöst und eine
neue gebildet wird. Die Regierung er-
nennt die Rektoren, Dekane und die
Mitglieder der Verwaltungs- und Auf-
sichtsräte. Die Rektoren und Dekane
ernennen die Prorektoren, Prodekane
und Lehrstuhlvorstände, sie verfassen
die neuen Satzungen, die von der Re-
gierung genehmigt werden, und da-
nach beginnen sie mit der Rekrutie-
rung von Professoren und Assistenten,
indem sie ihnen „neue" Arbeitsverträ-
ge zur Unterzeichnung anbieten, als ob
sie sich um eine Stelle bewerben. Der
Schlußakt besteht in der Neubildung
der Fakultätsräte für Forschung und
Lehre, und zwar so, daß auch ihre Mit-
glieder von den Dekanen ernannt wer-
den, anstatt als Kernpunkte der gesam-
ten Verwaltungsstruktur zu funktionie-
ren.

Die Anwendung des neuen Gesetzes
hat an drei Belgrader Fakultäten die
schlimmsten Folgen gehabt: an der
Juristischen, Philologischen und Elek-
trotechnischen Fakultät. Die Vertreter
des Regimes haben diese Fakultäten,
zusammen mit der Philosophischen Fa-
kultät, bereits früher als „Träger" des
Protests 1996/97 abgestempelt. Dort
sind auch die meisten der 200 Profes-
soren und Assistenten konzentriert, die
abgelehnt haben, neue Verträge zu un-
terschreiben. Es ist keineswegs zufäl-
lig, daß diese Fakultäten (mit Ausnah-
me der Philosophischen, an der die
Situation, dank dem neuen Dekan, im-
mer noch als verhältnismäßig normal
bezeichnet werden könnte) die radikal-
sten Dekane bekommen haben, die
gleich begonnen haben, ihre Kollegen
zu schikanieren, zu suspendieren und
zu entlassen. Bisher wurde vier Profes-
soren der Juristischen Fakultät gekün-
digt. Die offizielle Stellungnahme der
Regierung lautet, daß jene, die nicht
unterzeichnet haben, nicht mehr unter-
richten dürften. Da die serbischen Uni-
versitäten ausschließlich Bildungsein-
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richtungen sind (d.h. sie haben keine
Forschungsinstitute), werden aus dem
Regierungsbudget keine Mittel für die
Gehälter jener ausgezahlt, die nicht in
der Lehre tätig sind. Zur Zeit werden an
allen Fakultäten neue Systematisierun-
gen der Arbeitsstellen vorgenommen,
nach denen sich die vom Unterricht
suspendierten Professoren und Assi-
stenten als „technologischer Über-
schuß" erweisen und folglich entlassen
werden. Ihr Schicksal ist in den Bedin-
gungen der schwerwiegenden und lang-
jährigen Wirtschaftskrise, der großen
Arbeitslosigkeit und der eingeschränk-
ten Beschäftigungsmöglichkeiten völ-
lig ungewiß.
An manchen Fakultäten, etwa an der
Philologischen, ist die Suspendierung
ruhig verlaufen, an anderen jedoch
spielte sich ein wahres Drama ab. Am
ersten Tag nach der Suspension hat
Vlada Teodosic', der Dekan der Elek-
trotechnischen Fakultät, eine private
Security-Firma engagiert, um die sus-
pendierten Professoren daran zu hin-
dern, die Hörsäle zu betreten. Jene, die
sich davon nicht abhalten lassen woll-
ten, wurden buchstäblich auf die Stra-
ße hinausgetragen. Die „hinausgetra-
genen" Professoren setzten ihren Un-
terricht für jene Studenten, die mit ih-
nen das Gebäude verließen und die
Tafeln mitnahmen, vor der Elektro-
technischen Fakultät, auf der Straße
fort.
Zur Anzahl der Suspendierten mußman
auch die Anzahl jener addieren, die aus
Protest selbst die Kündigung einge-
reicht haben oder vorzeitig in den Ru-
hestand getreten sind. An manchen
Fakultäten, z.B. an der Philologischen,
ist die Anzahl jener, die von alleine
gegangen sind, gleich jener, die sus-
pendiert wurden. All dies hat zu großen
Schwierigkeiten bei der Organisation
des Unterrichts geführt, insbesondere
in Fächern, für die es in Serbien, infol-
ge der schlechten staatlichen Bildungs-
politik sowie des Jahrzehnte andauern-
den Brain-drains, nicht genügend qua-
lifizierte Experten gibt. An manchen
Lehrstühlen, etwa an jenem für Allge-
meine Literaturwissenschaft, findet
überhaupt kein Unterricht statt, weil
alle Mitarbeiter, außer einem Assisten-
ten, die neuen Arbeitsverträge abge-
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lehnt haben. Die Studenten boykottie-
ren die Vorlesungen der beiden neu
eingestellten Professoren, da sie diese
für nicht ausreichend kompetent hal-
ten, wobei diese durchaus kompetent
sein können, aber eben nicht für Vorle-
sungen im Fach Allgemeine Literatur-
wissenschaft. Alle Professoren für ita-
lienische Literatur haben den Lehrstuhl
für Italianistik derselben Fakultät ver-
lassen oder wurden aus dem Unterricht
suspendiert, wobei es außer ihnen in
ganz Serbien niemand anderen gibt,
der zumindest formell entsprechend
qualifiziert ist, so daß auch diese Lehr-
veranstaltungen nicht stattfinden.

Auch jene, die unterschrieben haben,
sind in keiner besseren Position. Sie
sind sich dessen bewußt, daß sie durch
ihre Unterschrift auf dem Arbeitsver-
trag die Drohung, die im Falle der
„Nichtunterzeichner" bereits in die Tat
umgesetzt wurde, nur vorübergehend
aufgeschoben haben: sie sind der gren-
zenlosen Willkür des Dekans ausge-
setzt, der sie durch Versetzung an eine
andere Fakultät (in einer anderen Stadt),
durch Änderung der Unterrichtsfächer,
für die sie jahrelang die erforderliche
Kompetenz erworben haben, und, was
am gefährlichsten ist, durch Anwen-
dung politischer Kriterien bei ihrer Wie-
derwahl erpressen kann.
An manchen Fakultäten stellt die Än-
derung der Unterrichtsprogramme ein
Problem für sich dar, bedingt durch
eine weitere Befugnis der Dekane, die
ihnen durch das neue Gesetz zuteil
wurde. Der Hintergrund dieser Rege-
lung läßt sich im Bestreben des Re-
gimes erahnen, die unmittelbare politi-
sche Kontrolle über die Unterrichts-
programme zu haben. An den natur-
wissenschaftlichen Fakultäten werden
sich die Dekane vermutlich recht sel-
ten dieses Rechts bedienen, ganz im
Gegensatz zu ihren Amtskollegen an
den gesellschaftswissenschaftlichen
und humanistischen Fakultäten. Pro-
fessor Marojevic, Dekan der Philolo-
gischen Fakultät und Mitglied der ex-
tremrechten und nationalistischen Par-
tei von Vojislav Seselj hat bereits eine
ganz Reihe von Neuerungen eingeführt,
durch die das Unterrichtsprofil der Fa-
kultät verändert worden ist. Marojevic
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hat das Studienfach Kroatische Litera-
tur in „Literatur der katholischen Ser-
ben" umbenannt. Als Professor für die
Russische Sprache hat er Russisch als
Pflichtfach für das Magisterstudium
eingeführt, und so dürfen die
Magistranden zwischen Polnisch und
Tschechisch als zweiter Fremdsprache
wählen, und erst bei der dritten Fremd-
sprache, die am kürzesten unterrichtet
wird und der die geringste Aufmerk-
samkeit zukommt, können sie sich
zwischen Englisch, Deutsch und Fran-
zösischentscheiden. SeineBegründung
für dieses Novum lautet, daß auf Rus-
sisch die zahlreichsten wissenschaftli-
chen Arbeiten veröffentlicht wurden
und die Studenten davon den größten
Nutzen hätten. Diese Entscheidung
Marojevic ist zweifellos die Folge sei-
ner mangelnden Einsicht wissenschaft-
liche Literatur die in anderen Sprachen
publiziert wurde und sollte diese Situa-
tion länger anhalten, wird dies zum
Rückgang und Abbruch der wissen-
schaftlichen und kulturellen Beziehun-
gen mit Westeuropa und den USA füh-
ren.
All dies hat an den vier genannten
Belgrader Fakultäten dazu geführt, daß
der Unterricht entweder unvollständig
oder überhaupt nicht stattfindet. Mitte
Oktober sind sich auch die Studenten
der negativen Folgen des neuen Geset-
zes bewußt geworden und haben einen
Unterrichtsboykott angekündigt. Das
größte Problem sehen sie in der drasti-
schen Verschlechterung des Unter-
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richtsniveaus, weil die suspendierten
Professoren durch inadäquate oder in-
kompetente Vertretungen ersetzt wer-
den, oder wenn sich niemand finden
läßt, werden ganze Lehrstühle, an de-
nen sie bisher studiert haben, einfach
aufgelöst.
Die langfristigen Auswirkungen die-
ses Gesetzes und seiner bisherigen
Ausführung sind verheerend. Die Ver-
folgung der Universitätsexperten wird
eine neue Emigrationswelle von hoch-
qualifizierten Fachleuten auslösen. Die
mangelnde Kompetenz jener, die die
Entlassenen und Suspendierten erset-
zen sollen, sowie vorbeugende „Auto-
zensur" jener, die weiterhin an den
Fakultäten beschäftigt sind (insbeson-
dere an den gesellschaftswissen-
schaftlichen und humanistischen), ein-
hergehend mit einer eindeutig politi-
schen und nicht kompetenzmäßig mo-
tivierten Auswahl jener, die an der
Universität neu eingestellt werden,
werden zu einem dramatischen
Qualitätsverfall des Unterrichtsniveaus
führen und somit auch des Bildungsni-
veaus im ganzen Land. Dazu wird auch
die Selbstisolierung der serbischen
Universitäten beitragen, die unabwend-
bar ist und die Folgen der Abkapselung
noch weiter verstärken wird, die den
serbischen und montenegrinischen Uni-
versitäten seit 1992 durch die Sanktio-
nen der internationalen Gemeinschaft
aufgezwungen wurden (die Sanktio-
nen wurden zwar 1995 offiziell aufge-
hoben, aber die meisten europäischen
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und amerikanischen Universitäten hal-
ten immer noch an der Politik derNicht-
Zusammenarbeitmitden hiesigen Uni-
versitäten fest).
Die Professoren und Assistenten, die
von der Universität verbannt wurden,
haben bereits mit der Gründung eines
Alternativen akademischen Netzes be-
gonnen, das als Organisation einer
Reihe von selbständigen Unterrichts-
und Forschungszentren konzipiert ist.
Wir sind uns durchaus bewußt, daß die
Gründung dieses Netzes mit einer gan-
zen Reihe von Schwierigkeiten ver-
bunden sein wird, von denen manche
vielleicht sogar unüberbrückbar sein
werden. Wir rechnen nicht mit einer
wohlwollenden Haltung des Regimes
und sind auf alle erdenklichen Unan-
nehmlichkeiten gefaßt - von rein büro-
kratischen bis zu jenen, die in unser
persönliches Leben eingreifen könn-
ten. Jede Form der Unterstützung die-
ser Zentren, von der materiellen, mora-
lischen bis hin zur professionellen, so-
wie die Unterstützung einzelner be-
drohter Professoren und Assistenten
ist selbstverständlich willkommen. Die
Politik der Isolation leistet jedoch kei-
ne Abhilfe: je stärker der Druck von
außen, desto heftiger entwickeln sich
die Tendenzen des Autoisolationismus,
die ausschließlich den radikalsten,
rechts- und linksorientierten politischen
Strömungen zugute kommen. Das neue
Universitätsgesetz ist das Resultat ge-
rade dieser Strömungen.

Dr. Zoran Milutinovic
Philologische Fakultät, Belgrad

Am 22. April 1999 findet der diesjährige Hochschultehrerlunen-Tag der BUKO an der TU-Wien. Karlsplatz 13,
1040 Wien, zum Thema: "Die Zukunft der Universitäten und die Lage des Mittelbaues" statt.

Teilnehmerinnen: BUKO-Plenarmitglieder, Kuriensprecher, Mittelbau-Vertreterinnen in den Senaten.
* Als Einstieg in die Debatte wird um Kurzberichte von den Vertreterinnen der einzelnen Universitäten gebeten, um

einen Eindruck über die Stimmungslage an den Universitäten zu bekommen.
Folgende Themen stehen im Zentrum der Beratungen dieses Tages:

- Stand der Umsetzung des UOG, des UniStG, Auswirkungen des neuen Dienstrecht
- Stand der Meinungsbildung zu den weiteren Reformvorhaben, vorliegenden Gesetzesentwürfen, Punktationen.

* Im zweiten Teil der Veranstaltung wird eine öffentliche Diskussion mit Vertretern des Ministeriums und anderer
hochschulpolitischer Gruppen unter der Leitung von Dr. Witzmann von der Presse stattfinden.

* Im letzten Teil soll aus der Sicht des Mittelbaues eine Meinungsbildung erfolgen, ein Resümee gezogen werden und
gemeinsame Positionen verabschiedet werden.

Anmeldungen im BUKO-Büro Tel.: 01-319 93 15/12 DW bei Herrn Fritsch (e-rnail: andreas.fritsch@buko.a t)
Detailliertere Informationen finden sie auch auf der homepage der BUKO: http://www.xpoint.at/buko
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Aktuelle Ausschreibungen im Programm

„AUSBAU DES POTENTIALS AN HUMANRESSOURCEN IN DER FORSCHUNG UND
VERBESSERUNG DER SOZIO-ÖKONOMISCHEN WISSENSGRUNDLAGE (IHRP)"

Bereich 1: Ausbau des Potentials an Humanressourcen in der Forschung (1.090 Mio. Euro)
Bereich 2: Verbesserung der sozio-ökonomischen Wissensgrundlage (190 Mio. Euro)

Im horizontalen Programm IHRP - „Improving the Human Research Potential and the Socio-economic Knowledge Base"
des 5. EU-Rahmenprogramms werden nun die Zielsetzungen und Inhalte der bisher im 4. EU-Rahmenprogramm
voneinander getrennt geführten Programme TMR -„Training and Mobility of Researchers" und „TSER - Targeted Socio-

economic Research" fortgesetzt. Im IHRP-Programm sind daher zwei Schwerpunktbereiche vorgesehen, die sich aber
grundlegend voneinander unterscheiden. Die folgenden Informationen betreffen ausschließlich den Bereich 1 des IHRP-

Programms.

Wichtige programmspezifische Merkmale des Bereichs 1 (TMR-Nachfolgebereich):
Förderbar sind Anträge aus allen Fachbereichen, sofern sie den Zielsetzungen des Rahmenprogramms entsprechen.
Innerhalb der Fachbereiche sind keine thematischen Einschränkungen vorgesehen; die Themen können daher je nach
Interessen und Forschungsschwerpunkten der Antragsteller frei gewählt werden.
Anträge müssen innovative Forschungsziele und ein entsprechendes Ausbildungspotential bzw. -programm enthalten.

Vorwiegend werden Personalkosten zur Anstellung von qualifizierten Forschern („pre-" oder „post docs" und erfahrene
Forscher), die an einem Gastinstitut im jeweiligen EU-Ausland (inkl. der mit dem Programm assoziierten Staaten)
Forschungsarbeiten durchführen wollen, gefördert.
Eine verstärkte Beteiligung der Industrie wird angestrebt.
Der Bereich 1 ist zu den thematischen Programmen komplementär und soll daher mit entsprechenden Maßnahmen
innerhalb der thematischen Programme koordiniert werden (vor allem in den Programmteilen Marie Curie Fellowships,
Ausbildungsnetze und Forschungsinfrastrukturen).
Die Beteiligung von Partnern aus osteuropäischen Staaten wird nach Ratifizierung der Assoziationsanträge voraussicht-
lich im Laufe des Jahres 1999 möglich sein. Die genauen Teilnahmebedingungen werden noch bekanntgegeben.

Zielgruppen:
graduierte und promovierte Forscher bis ca. 35 Jahre, nicht-promovierte Forscher mit mindestens 4-jähriger Forschungs-

erfahrung;
erfahrene Forscher (ohne Altersgrenze) mit mindestens 10-jähriger Forschungserfahrung (nicht-promovierte Forscher mit
mindestens 14-jähriger Forschungserfahrung);
Projektkoordinatoren aus allen thematischen Programmen des 4. EU-Rahmenprogramms;
Universitätsinstitute und außeruniversitäre Forschungszentren, Industriebetriebe und KMUs, die als „Gastinstitut" vor
allem junge Forscher aufnehmen wollen.

Aktuelle Ausschreibungen im Bereich 1:
A) Förderung der Ausbildung und Mobilität von Forschern (858 Mio Euro):
1) Ausbildungsnetze im Bereich der Forschung: 2.3.99 - 2.6.99
(voraussichtlicher Termin der 2. und letzten Ausschreibung: 15.6.2000 - 4.11.2000)

Darunter sind ca. 4-jährige Forschungskooperationen von mindestens 5 qualifizierten Partnerteams aus mindestens 3
teilnahmeberechtigten Staaten zu verstehen (die Teilnahme von Forscherteams aus den USA ist ohne Finanzierung durch
die Kommission möglich). Die von der EU gewährte Gesamtförderung eines Netzwerks soll nicht mehr als 1,5 Mio. Euro
betragen.
Mindestens 60 % davon muß für die Anstellung von jungen Forschern („pre- oder post docs") verwendet werden, die
innerhalb eines Netzwerks eine entsprechende Ausbildung durch Forschung erhalten sollen.

2) Marie Curie-Forschungsstipendien:
Marie Curie-Individualstipendien: 2.3.99 - 17.5.99 (nächster Einreichtermin: 15.3.2000)
Diese Einzelstipendien (Kategorie B-30) werden an qualifizierte promovierte Forscher vergeben. Die Stipendien entspre-
chen etwa den Gehältern (inkl. Dienstgeber- und Dienstnehmeranteile), die Forscher mit einer vergleichbaren Qualifikation

2 4

	

BUKO I NFO

	

1/99



im jeweiligen Gastland erhalten, und sind in den EU-Staaten unterschiedlich. Das durchschnittliche monatliche Nettoein-
kommen (Kategorie B-30) beträgt 2.000 Euro (auf der Basis von 12 Zahlungen pro Jahr). Zusätzlich erhalten die
Stipendiaten eine monatliche Mobilitätszulage von 400 Euro sowie einen einmaligen Reisekostenzuschuß. Das Gastinstitut
erhält pro Monat 900 bzw. 1.200 Euro (bei vorwiegender Labortätigkeit) als Beitrag zu den Forschungs- und Verwaltungs-
kosten.
Für die folgenden Marie Curie-Stipendien sind die Gehaltsstrukturen unterschiedlich geregelt: Graduierte Forscher
(Kategorie B-20) erhalten 70 %, erfahrene Wissenschafter (ohne Gehaltsfortzahlung im Heimatland) 150 % bis 200 % der
B-30 Gehälter.

Marie Curie-Industriestipendien: (Host Fellowships): 2.3.99 - 16.6.99 (nächster Einreichtermin: 15.2.2000 - 15.6.2000)
Den von der Europäischen Kommission ausgewählten Industrie- und Wirtschaftsunternehmen wird eine einmalige
Förderung gewährt, damit sie „pre"- oder „post docs" in ihrem Unternehmen einen entsprechenden Forschungsplatz zur
Verfügung stellen können.

Marie Curie-Stipendien für erfahrene Forscher: 2.3.99 - 17.5.99 (nächster Einreichtermin: 2.3.1999 - 15.3.2000)
Damit soll das Fachwissen von erfahrenen Forschern für den Wissens-und Technologietransfer zwischen Industriebetrieben
oder Wirtschaftsunternehmen, Universitäten und benachteiligten Regionen nutzbar gemacht werden.

Marie Curie-Stipendien für Aufenthalte in strukturschwachen Regionen (Rost Fellowships): 11.6.99 - 13.10.99
(voraussichtlicher Termin der 2. und letzten Ausschreibung: 15.2.2001 - 16.5.2001)
Gefördert werden Forschungsaufenthalte an Zentren in benachteiligten Regionen der Gemeinschaft, die neue Kompetenz-
bereiche erschließen und daher qualifizierte Forscher aufnehmen wollen. Der Beginn der Ausschreibung ist voraussichtlich
im Juni 1999.

Marie Curie-Stipendien an Marie Curie Ausbildungszentren (Host Fellowships): 11.6.99 - 13.10.99 (voraussichtlicher
Termin der 2. und letzten Ausschreibung: 15.2.2001 - 16.5.2001)
Damit soll Doktoranden die Möglichkeit geboten werden, einen Teil ihrer Dissertation an einem Marie Curie Ausbildungs-
zentrum (Marie Curie „Training Site") durchzuführen. Antragsteller für solche „training sites" sind lokal etablierte und
international anerkannte Forschergruppen, die Erfahrung in Projektmanagement und in der Betreuung von Dissertanten und
Postdocs nachweisen können.

B) Verbesserung des Zugangs zu größeren Forschungsinfrastrukturen (182 Mio Euro):
Als Forschungsinfrastrukturen werden Einrichtungen, Labors, Testanlagen (aber auch besondere Biotope und Datenban-
ken) bezeichnet, die in Europa einzigartig sind, international dem letzten technologischen Standard entsprechen und
externen Nutzern angemessene wissenschaftliche, technische und logistische Unterstützung bieten. Damit soll Forschern
aus den teilnahmeberechtigten Staaten kostenloser Zugang zu Forschungsinfrastrukturen gewährt werden. Antragsteller bei
der Europäischen Kommission sind die Betreiber solcher Anlagen. Ebenso sollen Projekte zur Koordinierung solcher
Anlagen oder zur Verbesserung des Zugangs eingereicht werden.

1)

	

Grenzüberschreitender Zugang zu größeren Forschungsinfrastrukturen:
1. Ausschreibung:

	

2.3.1999 - 4.5.1999
2. und letzte Ausschreibung:

	

5.11.2000 - 15.2.2001

2)

	

Vernetzung der Infrastrukturbetreiber:
1. Ausschreibung:

	

2.3.1999 - 4.5.1999
2. Ausschreibung:

	

15.11.1999 - 15.2.2000

3)

	

Auf die Forschungsinfrastruktur bezogene FTE-Projekte
1. Ausschreibung:

	

2.3.1999 - 4.5.1999
2. und letzte Ausschreibung:

	

5.11.2000 - 15.02.2001

4)

	

Round-Tables, Exploratory workshops:
1. Ausschreibung:

	

15.11.1999 - 15.2.2000
2. und letzte Ausschreibung:

	

15.11.2000 - 15.2.2001
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C) Förderung wissenschaftlicher und technologischer Spitzenleistungen (50 Mio Euro):
Vorgesehen ist die Förderung von Konferenzen (Fachkonferenzen sowie Konferenzen, an denen vorwiegend „pre-" oder
„post docs" teilnehmen sollen), Sommerschulen etc. sowie Maßnahmen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit und die
Verleihung von Preisen für hervorragende wissenschaftliche Leistungen.

1)

	

Hochrangige wissenschaftliche Konferenzen:
1. Ausschreibung:

	

2.3.1999 - 2.6.1999
2. Ausschreibung:

	

2.3.1999 - 1.2.2000

2)

	

Auszeichnungen für herausragende Forschungsarbeiten:
1. Ausschreibung:

	

30.9.1999 - 31.12.1999
2. Ausschreibung:

	

30.9.1999 - 31.12.2000

3)

	

Sensibilisierung der Öffentlichkeit
1. Ausschreibung:

	

2.3.1999 - 2.6.1999
2. Ausschreibung:

	

15.01.2000 - 15.04.2000

Weitere Informationen sind auf der TMR-Home Page im Verzeichnis „FP 5 Specific Programme: Human Potential"
verfügbar unter: http://www.cordis.1u/tmr/home.html

Auskunft:
Mag. Hans-Peter Steigerwald
Tel.: 5811616-204, e-mail: st@bit.ac.at
Fax: 5811616-18

Michaela Am
Tel.: 5811616-101, e-mail: arn@bit.ac.at
Fax: 5811616-18

Change Management, The Whys and Hows of Medical Teaching, Assessing Learning in Teachers
and Students, Designing an Integrated Curriculum, Workshops
Prof.DDr. Ralph BLOCH
Prof.Dr. Henny P.A. BOSHUIZEN
Prof.Dr. Florian EITEL
Prof.Dr. Charles ENGEL
Prof.Dr, William FULTON
Prof.Dr. Wim GIJSELAERS
Dr. Heinz JIREZ
Prof.Dr. Nu Viet VU

Anmeldung, Informationen, Kontakt:
Jörg-Ingolf STEIN, Graz
Tel: +43 (0)316 385 / 3670
Fax: +43 (0)316 385 / 3675
e-mail: joerg.stein@kfunigraz.ac.at
http://www.oeghd.or.at/

Grazer Konferenz Qualität der Lehre - Medizinstudium 2000

Making Change Feasible:
Curricular Innovation and Implementation

Graz, 25. - 27. April 1999

Institut für Aus-, Weiter- und Fortbildung (IAWF), Bern
Health Professions Education, University of Maastricht
Ludwig-Maximilian-Universität München
Center for Higher Education Studies, University of London
Academic Director, Webster University Vienna
Ed. Development and Ed. Research, University of Maastricht
Vorstandsdirektor der Union Versicherung, Wien
Development and Research in Medical Ed., University of Geneva

Richard MÄRZ, Wien
Tel: +43 (0)-1 319 14 84 / 276
Fax: +43 (0)1 310 72 10
e-mail: richard.maerz@univie.ac.at
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